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Karlsruher Zeitung .

U «5. Mittwoch , 26 . Februar 1S« 8

Badischer Landtag.
— Zweite Kammer . —

SU. öffentliche Sitzung
am Montag den 24. Februar 1908.

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben. Sodann
1. Beratung des mündlichen Berichts der Wahlprüfungs-tMmission über die Ersatzwahl im 13. Wahlkreis ( Schopfheim -Tchönau) .
2. Beratung des Berichts der Budgetkommission über dasBudget des Großh . Ministeriums des Innern für die JahreMS und 1909 , Ausgabe Titel I bis VII , IX bis XI . XX undXXI , Einnahme Titel I, II und X — Drucksache Nr . 12 —Berichterstatter: Abg. Kopf ( Fortsetzung ) ,und damit in Verbindung, und zwar bei Beratung vonTitel IX :
1 . Begründung und Beantwortung der Interpellation derAbgg . Banschbach und Gen., betr . die Warenhaussteuer— Drucksache Nr. 34 —,i l . Beratung der mündlichen Berichte der Budgetkommissionüber

a . die Petition des gemeinnützigen Vereins Jungbusch-Neckarspitze in Mannheim, Errichtung eines Spiel¬platzes für den Stadtteil Jungbusch betr .,b . die Petition der Gemeinden des Deggenhausertalesum Gewährung eines Staatsbeitrages zu den Kostender Aachkorrektion vom Jahr 1906 . Berichterstatter:Abg. Kopf .

Am R e g i e r u I ! g s t i s ch : Präsident des Ministe¬riums des Innern Wirkt. Geh. Rat Frhr . vonundznPodI » aII , Ministerialdirektor Geh. OberregierungsratWeingartner , die Ministerialräte Or . Arns -perger und Schäfer .
Präsident Fchrcnbach eröffnet um Uo Uhr nach¬mittags die Sitzung.
Es werden folgende Einläufe angezeigt :t - Petitionen :
t - von 11 weiteren Gemeittderäten des Landes um Ab¬änderung einiger Bestimmungen des Elementarunter -uchtsgesetzes ;
2 . a . der zuruhegesetzten Staatsbeamten der Gehalts -

klafsen O , 1L und E in Freiburg ,b. des badischen Amtsrevidentenvereins ,e. des Verbands badischer Zoll - und Reichssteuer¬beamten,ä . des Vereins badischer Eisenbahnbeaniten , E . V . ,e . des Verbands badischer Eisenbahnbeamten - und-Arbeitervereine,neuen Gehaltsordnung ;

st . des badischen Stenographenbundes Stolze -Schrey,die Förderung des stenographischen Unterrichts an denbadischen Mittelschulen betreffend;4 . der Gemeinde Ausen, Amt Donaueschingen, um Er¬richtung einer Eisenbahnstation;ä . des Gemeinderats Hockenheim um Errichtung einerHaltestelle am Bahnübergang der Kollmarstraße (über¬geben vom Abg . Ihrig ) ;
6. des zuruhegesetzten Grenzaufsehers Wilhelm Schind¬ler in Schaffhauseu um Wiederverwendung oder höherenRuhegehalt .
Ziffer l und 6 werden der Petitionskommission , Zif¬fer 2 der Kommission für die Beamtenvorlagen , Ziffer 8der Budgetkommissiou, Ziffer 4 und 5 der Kommissionfür Eisenbahnen und Straßen überwiesen.
II . Schreiben des Ministeriums der Finanzen mit 100Abdrücken der von der Großh . Steuerdirektion heraus -gegebeneu Druckschrift „Die Ergebnisse der im Jahr 1907vollzogenen Veranlagung zur Vermögenssteuer" .III . Einladung des Vorstandes des badischen Archi¬tekten - und Jngenieucvereins zu dem am Freitag den28 . d. M ., abends Uhr, im großen Auditorium desChemischen Instituts der Technischen Hochschule stattfin¬denden Vortrag des Professors Rehbock über das Thema„ Wirtschaftlicher und technischer Vergleich der vorliegen¬den Projekte über die Ausnutzung der Wasserkräfte deroberen Murg " .

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält das WortAbg . Geck (Soz . ) : In der 24 . öffentlichen Sitzung der.Cammer vom st . Februar d . I . erzählte ich eine Episodeaus der Zeit meiner Tätigkeit als Herausgeber des so¬zialistischen Blattes „Volksfreund" in Offenburg . Siebetrifft die Einladung des damaligen Herrn Staats¬anwalts I) r . IoIly behufs einer Information übersein strafrechtliches Vorgehen gegen den „Volksfreund " .In der 26. Sitzung vom 5 . Februar erklärte sodannvor Eintritt in die Tagesordnung der Herr Staatsmini¬ster und Minister der Justiz Or . Freiherr Von Dusch , nachEinsichtnahme der Akten , daß in denselben eine Korre¬spondenz mit Preußen nicht festzustellen ist , und daß ineinem bestimmten Falle aus dem Jahre 1893 , nämlich ineiner Anklage auf Grund des tz lstl St .G .B . , gegen derenErhebung Staatsanwalt Or . Jolly Bedenken äußerte , dieOberstaatsanwaltschaft die Klageerhebung anordnete ohneRücksicht auf die Tatsache , daß die Hamburger Behörde
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jene Broschüre, deren gravierenden Inhalt sich der
„Volksfreund " teilweise angeeignet hatte , nicht verfolgte.
Ein Einfluß preußischer Behörden auf irgend eine Klage¬
erhebung des Staatsanwalts Jolly habe nicht stattgefun¬
den : es liege also aller Grund vor , meine, in gutem
Glauben gemachte Darstellung mit Vorsicht auszunehmen.

Infolge meiner Anwesenheit im Reichstage vermochte
ich dem Herrn Staatsminister Frhrn . v . Dusch nicht so¬
fort zu antworten . Seit ich nachträglich in der Kammer
anwesend bin , hatte der hochgeehrte Herr Minister nicht
wieder am Regierungstisch Platz genommen. Es gingen
unterdessen von anderer Seite in dieser Angelegenheit
Kundgebungen durch die Tagespresse : in der „Badischen
Landeszeitung "

, Nr . 60, ist sogar eine mir feindselige
nationalliberale Korrespondenz aus Offenburg mit Be¬
hauptung von Unwahrheiten gegen mich vorgegangen.
Auch der Bruder des verstorbenen Herrn Staatsanwaltes
Or . Jolly , der jetzige Großh . Amtsvorstand Jolly in
Pforzheim , glaubte ein übriges tun zu müssen , indem er
meine Erzählung als eine Art Phantasiegebilde hinstel¬
len möchte.

Nunmehr hielt ich es , nachdem auch ich einige Akten¬
stücke eingesehen habe, für angezeigt, mit einer Erwide¬
rung nicht länger zu warten . Die Güte des Herrn Prä¬
sidenten ermöglicht mir , heute folgende Erklärung abzu¬
geben :

An meinen in der 24 . Sitzung der Zweiten Kammer
gemachten Ausführungen halte ich fest ; der Vorgang haf¬
tet mir getreu im Gedächtnis , und seine Richtigkeit wird
von einer Tatsache unterstützend ergänzt , welche seit zwei
Jahren veröffentlicht und weder von der Regierung noch
von Herrn Geh. Regierungsrat Jolly - Pforzheim bestrit¬
ten worden ist ; sie kann heute noch durch den Zeugen
bestätigt werden.

In der Jübiläumsnummer des „Volksfreund " - Karls¬
ruhe (Nr . 88 vom 14. April 1906) veröffentlicht
Herr Otto Zielowski - Frankfurt , Stadtverordneter da¬
selbst, früher Redakteur des „ Volksfreund "

, einige Offen¬
burger Erinnerungen aus seinem offiziellen Verkehr mit
Herrn Staatsanwalt Or . Jolly in Offenburg . Darin
wird etwa erzählt :

Als der Termin der Hauptverhandlung vor dem
Schwurgericht Offenburg angesetzt war , besuchte eines
Abends in der Dunkelheit Herr Staatsanwalt Or . Jolly
den Redakteur Zielowski in seiner Redaktionsstube und
machte diesem Privatim vertrauliche Mitteilungen dar¬
über , wie man dem Eröffnungsbeschluß des Landgerichtes
gegenüber diesem von der Eisenbahndirektion Straßburg
angestrengten Kriminalprozeß gegen Redakteur Zielowski
eine dem letzteren günstige Wendung geben kann.

Dieser Vorgang liegt zeitlich hinter meiner Unterre¬
dung mit dem Herrn Staatsanwalt in dessen Privatwoh¬
nung .

Was nun die von Herrn Staatsminister Frhr . von
Dusch erwähnte Anklage gegen mich auf Grund des 8 131
des Strafgesetzbuches betrifft , so wurde sie in der Schwur¬
gerichtsverhandlung vom 3 . IM 1893 durch Freispre¬
chung beendet. Am 8. Juli wurde ich in einer anderen
Anklage vor deni Schwurgerichte ebenfalls freigesprochen .
In beiden Fällen hatte Herr Staatsanwalt Or . Jolly die
Vertretung der Anklage einem Herrn Kollegen überlas¬
sen, aus Gründen , die ich genau zu kennen glaube und die
ich auch verstehe.

Meine Mitteilung in der 24 . Sitzung vom 3 . Februar
irrt , wie der Herr Staatsminister v . Dusch feststellte/ in
einem, übrigens unwesentlichen, Punkte : Es dauerte
vom Jahre 1893 bis zum Eintritt des Herrn Or . Jolly
in die Redaktion der „ Allgemeinen Zeitung " länger als
einige Monate , nämlich nahezu drei Jahre . Uebrigens
gab mir die spätere Tätigkeit des Herrn Staatsanwaltes

I) r . Jolly in Karlsruhe sowohl als Beamter wie als Po¬
litiker Gelegenheit, mich oft an jenes Stündchen zu er¬
innern , wo er sich mir außerdienstlich als ein herzensguter
Mensch, ein gerechter Beamter und edeldenkender politi¬
scher Gegner offenbarte . Und nur in diesem Sinne rief
ich ihn bier zum Zeugen dafür an , daß der Staat als po¬
litischer Großinquisitor an der Intelligenz und Charak¬
terstärke seiner Beamten einen Widerpart findet.

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten.

Zu Ziffer 1 derselben berichtet namens der Wahlprü¬
fungskommission Mg . Or . Wilckens (natl .) über die
Ersatzwahl im 13. Wahlkreis Schopf -
y ei ni - Schönau , gewählt Abg . Ries (natl .) an
Stelle des verstorbenen Abg . vr . Weygoldt (natl .) .

Dem Kommissionsantrag entsprechend wird die Wahl
für unbeanstandet erklärt .

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung , und zwar in Fort¬
setzung der allgemeinen Beratung über das Budget
des Ministeriums des Innern , erhalten das
Wort :

Abg . Reiff (kons.) : Es ist mir Vonseiten einiger Land¬
wirte meinesBezirks der Wunschgeäußert worden, man mögedie
Beiträge für die landwirtschaftliche Unfall¬
versicherung gerade so einziehen wie die Steuer , näm¬
lich nicht auf einmal , sondern vierteljährlich . Ich glaube
diesen Wunsch der Großh . Regierung empfehlen zu können
und zwar einmal deshalb , weil jene Beiträge sich wesentlich
erhöht haben, und dann auch deshalb , weil sie in der
Regel gerade in einer Zeit erhoben werden, in der der
Landwirt am allerwenigsten Geld zur Verfügung hat.

Sodann möchte ich noch einige kurze Worte zur Sonn¬
tagsruhe reden . Wir sind dafür , daß die Sonntags¬
ruhe immer noch besser eingehalten werden soll , als dies
bisher geschieht . Es ist von einer Seite auf England
hingewiesen worden , das trotz , oder ich möchte sagen,
gerade wegen seiner strengen Sonntagsruhe heute eine
blühende und große Industrie besitzt . Soviel ich sch »"
von der englischen Sonntagsruhe und vom englischen SonntE
gehört habe, hat England diesen großen Erfolg nicht sowohl
der Sonntags ruhe , als der Sonntags Heiligung zu ve-^
danken , und deshalb glaube ich , wäre es gut , wenn auch
bei uns etwas mehr auf Sonntagsheiligung gehalten
würde. Der eigentliche Wert der Sonntagsruhe liegt doch
eigentlich darin , daß der Sonntag wirklich auch geheiligt
wird.

Bon dem Herrn Abg . vr . Binz wurden auch die
Gemeinde - und S p a r k a s s e n r e ch n u n g en
und die Revision derselben erwähnt . Er hat
gesagt, daß die Arbeit der Revifionsbeamten oft eine
recht undankbare wäre . Er hat aber auch weiter gemeint ,
die Kontrolle oder die Aufsicht könne gar nicht streng
genug gehandhabt werden. Die Arbeit dieser Beamten
ist allerdings eine undankbare, aber doch wohl nur dann,
wenn der Revifionsbeamte seine Aufgabe nicht richtig er¬
faßt oder nicht richtig erfüllt ; der Beamte kann na«
meiner Ansicht tüchtig, streng und korrekt sein , ohne das
er deshalb zu weit zu gehen braucht . Ich bin ja au«
der Ansicht , daß eine korrekte und strenge Prüfung nno
Kontrolle der Sparkassenrechner und der Gemeinderechn
sehr im Interesse der Betreffenden selber liegt ; allein l
bin auch der Ansicht , daß man auch hier übertrieben sein , ob
man auch hier zu weit gehen kann . Die Rechner
doch auch Menschen. Weil einige Rechner sich in
Zeiten Unterschlagungen haben zu Schulden komw ^
lassen, wurde eine große Menge von Erlast



und Verfügungen hinausgegeben , die nach meiner
Ansicht zumteil doch etwas zu weit gingen . Wenn der
RevisionsbeamLe , um alle diese Vorschriften zu befolgen ,
zur Prüfung einer Sparkasse , die vielleicht kaum andert¬
halb Millionen Einlagen hat , drei bis vier Wochen
braucht , und das Kassenlokal stets belegt hält , so ist das
doch nicht nur für den Beamten , sondern auch für das
Publikum sehr unangenehm , insbesondere wenn es
z . B . im Januar geschieht , wo der Rechner besondersviel Arbeit hat .

Ich bin schon seit dem Jahre 1880 , also beinahe 28
Jahre lang , Sparkafsenrechner und habe in diesen Jahrenmanche Erfahrungen gemacht . Früher war es ganz anders :
Ich war früher gewohnt , in dem Revisionsbeamten einen
guten Freund zu erblicken , an den man sich vertrauens¬voll mit jeder Angelegenheit gewendet hat , und der auch
jederzeit bereit gewesen ist , dem Rechner mit Rat undTat entgegenzukommen . Heute ist dies in vielen Be¬
ziehungen ganz anders ; die jungen Revisions¬beamten glauben in jedem Rechner einen Spitzbubenoder wenigstens einen Menschen , der ihnen hinreichend
verdächtig erscheint , erblicken zu müssen und ihn auch
dementsprechend behandeln zu dürfen . Um zu zeigen , wie
einzelnen Rechnern manchmal geholfen wird , will ich nurein Beispiel anführen . Mir ist einmal (ich glaube , vor
zwei Jahren war es ) nicht bei einem Monats - oder
Jahresabschluß sondern bei der Entzifferung der Ver¬
mögenszunahme vorgekommen , daß sich eine Differenzvon 40 Pfennig ergab . Ich gab mir selbstverständlichalle Mühe , diese Differenz aufzuklären , allein es gelangwir nicht . Es fiel mir nun ein , daß mir im Jahrevorher der Revisionsbeamte gesagt hatte , es scheine ihm ,daß mir die Entzifferung der Vermögenszunahme große

Schnürigkeiten bereite , ich solle deshalb , wenn ich rmnächsten Jahre nicht leicht fertig werde , einfach zu ihmkommen , er werde in einer halben Stunde damit fertig .3ch sandte daher die Rechnung ans Bezirksamt , aber siekam nach zwei oder drei Tagen mit der Bemerkung zu¬rück : Der Rechner habe feine Rechnung vollständig fertigzu stellen und wieder vorzulegen . Ich ging nun noch¬mals daran , den Fehler zu suchen ; allein es gelang mirWieder nicht . Darauf brachte ich die Rechnung selberdem Herrn Revisionsbeamten und ersuchte ihn , er möchtemir doch in dieser Angelegenheit helfen , ich erinnerte ihnan sein Versprechen . Der Herr wollte sich aber nicht mehran sein Versprechen erinnern und sagte mir : „ Nach der
Bestimmung von 8 so und so viel haben Sie die Rech¬nung fix und fertig vorzulegen !

"
Nun wußte ich aller¬dings , wie ich daran war . Ich packte meine Rechnungzusammen und brachte sie einem anderen Revistons -beamten . Dieser war auch so freundlich und half . Ichmußte allerdings 10 M . zahlen , aber ich war dem Herrntrotzdem sehr dankbar , daß er mich aus meiner Not er¬löste.

Ich bin nun der Ansicht , daß , wenn es unbedingt not¬
wendig war , diese Differenz von 40 Pfennig (die dieKaffe selbst gar nicht berührten ) aufzuklären , dies bei°en hohen Revisionskosten auch seitens des Revisions -veamten hätte geschehen können .

Eine gewisse Härte oder vielmehr eine Ungerechtig¬keit finde ich auch in der Gesetzesbestimmung , daß , wennbeim Monatsabschluß sich ein Fehlbetrag vorfindet ,der Rechner denselben alsbald ersetzen muß , daß dagegen ,wenn sich einmal ein Mehrbetrag vorfindet (was jaWhr selten vorkommt ) , dieser der Kasse in Einnahme zuWellen ist , und daß ihn der Rechner nicht zurückbekommt , wenn^ nicht Nachweisen kann , woher er rührt . Es ist ja
^whtig, daß der Rechner einen Fehlbetrag zu ersetzen hat ,"der , wenn ein Ueberschuß sich ergibt und man kann an -"Ehmen, derselbe komme schließlich vom Rechner selber her ,

er sei durch ihn beim Umwechseln rc . verursacht worden ,so sollte man dem Rechner diese Ueberschüsse beim Jahres¬schluß wieder zurückgeben , ohne daß er einen genauenNachweis erbringt ; denn der Kasse kann doch das Geld
auch nicht gehören .

Die Regierung legt , wie es scheint , großen Wert darauf ,daß Kapitalien auf Annuitäten ausgeliehen werden .Ich glaube das nach meiner Erfahrung wohl als sehr
praktisch und gut bezeichnen zu können , aber nur für
solche Leute , die jedes Jahr mit gewissen bestimmten Ein¬
nahmen rechnen können . Bei den Landwirten sind aber oftdie Einnahmen sehr ungewiß , und auch bei andern Leuten
ist das nicht selten der Fall , sodaß sie durch die Annui¬täten oft in große Verlegenheit kommen . Es ist mir
tatsächlich bei unserer Kaffe noch nicht vorgekommen , daßLeute Kapitalien auf Annuitäten anzulegen gesucht haben ,aber es kam mir schon vor , daß Kapitalausnahmen ge¬macht wurden , um solche Annuitäten damit abzutragen .Viel besser wäre es wohl , wenn darauf hingewrrkt wurde ,daß die Kassen sich bereit erklären , kleinere Abzahlungen ,auch die kleinsten , jederzeit entgegenzunehmen , selbst dgrrst ,wenn vielleicht einmal nicht rechtzeitig gekündigt worden
ist . Dadurch würde mancher Schuldner seine Schuld in
kürzerer Zeit abtragen können .

Mit großer Befriedigung habe ich aus dem diesjährigen
Budget ersehen , daß wieder reichliche Mittel zur Unter¬
stützung von wohltätigen Anstalten emgestelllworden sind . Ich glaube der Zustimmung des ganzenHauses sicher zu sein , wenn ich der Regierung hierfürmeinen wärmsten Dank ausspreche . Ich mochte bei dieser
Gelegenheit auch auf eine solche Anstalt Hinweisen , dre
sich gegenwärtig in sehr schwieriger finanzieller Lage be¬
findet und die eine wenigstens zeitweise staatliche Unter¬
stützung sehr nötig hätte . Es ist dies das Waisen - und
Rettungshaus „ Hardthaus "

beiNeureuth . Die
Anstalt wurde im Jahre 1851 von Freunden der innern
Mission ins Leben gerufen und wirkt nun schon seit bald60 Jahren . Ihre Bestimmung ist die religiös - sittliche
Erziehung verwahrloster oder der Verwahrlosung preis -
gegebener Kinder . Es werden aber auch Waisen und
Zwangszöglinge ausgenommen , auch Kinder anderer Kon '
fessionen können Aufnahme finden . Die Anstalt unter¬
hält eine eigene Schule , zwei Lehrer , einschließlich i>eZ
Hausvaters , und zwei Arbeitslehrerinnen . Die etwa 70Kinder , 35 Knaben und 35 Mädchen , erhalten neben der
Unterweisung in allerlei Handarbeiten auch Unterricht in
landwirtschaftlicher und häuslicher Tätigkeit . Wohl schonüber 1000 Kinder find in diesen bald 60 Jahren durchdiese Anstalt gegangen , und ich kann sagen , daß die aller¬
meisten derselben geachtete Bürger und brauchbare Men¬
schen wurden .

Die Anstalt wird im wesentlichen durch milde Gaben
meist kleiner Leute unterhalten . Mit Gottes Hilfe und
durch äußerste Sparsamkeit ist es ihr bis jetzt möglichgewesen , sich durchzubringen , ohne daß staatliche Hilfe in
Anspruch genommen wurde . Allein infolge der im letztenJahre allenthalben eingetretenen Preissteigerung für dieMittel zum Unterhalt des auf etwa 90 Köpfe sich belau¬fenden Personalstandes und auch infolge von nötig wer¬denden baulichen Veränderungen und sonstigen der Jetzt¬zeit entsprechenden Anschaffungen ist das Grundstocks¬vermögen der Anstalt derart aufgebraucht worden , daßdie Anstalt in ihrer Existenz bedroht ist .Die Anstalt sieht sich nun genötigt , entweder ihreWirksamkeit zu beschränken , vielleicht auch die Schule auf¬zugeben , oder sich behufs Regulierung ihrer finanziellenLage nach anderweitiger Hilfe umzusehen . Sie hat sichnun kürzlich unter ausführlicher Darlegung ihrer Verhält¬nisse an die Regierung gewendet . Es ist deshalb woblnicht notwendig , daß ich hier darauf noch näher eingehe .
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Durch die Gnade des Erzherzogs ist der Anstalt in
letzter Zeit eine einmalige Zuwendung von 1500 M.
geworden, und ich freue mich , heute der Regierung im
Namen der Anstalt den verbindlichsten Dank dafür aus¬
sprechen zu dürfen. Allein so dankenswert diese Gabe
auch für die Anstalt ist. so reicht sie eben doch nicht hin ,
um die Tätigkeit der Anstalt für die Zukunft oder auch
nur für die nächste Zeit sicher zu stellen. Es bedarf
dazu mindestens für die nächsten Jahre noch eines jähr¬
lichen Staatsbeitrages . Die Anstalt hat ja seit
ihrem Bestehen dem Staate auch schon wesentliche Dienste
geleistet, ohne daß sie dafür Lohn oder Dank verlangt
hat . Sie hat lediglich nach dem Wort des Herrn ge¬
handelt : „ Liebe Deinen Nächsten wie Dich selbst

"
, oder :

„ Wer sich eines dieser Geringsten annimmt , der nimmt
sich meiner an "

. Es liegt im eigenen Interesse des
Staates , daß diese Anstalt leistungsfähig erhalten bleibt.
Wenn die Anstalt ihre eigene Schule aufgeben oder ihre
Tätigkeit sonst irgendwie einschränken würde, so würden
dadurch für den Staat doch weit größere Kosten entstehen,als dies jetzt der Fall ist . Ich möchte deshalb die
dringende Bitte aussprechen, vielleicht noch im Nachtrags¬
etat das Hardthaus mit einer jährlichen entsprechenden
Beihilfe zu bedenken , und glaube , in dieser guten Sache
auf ein freundliches Entgegenkommen der Regierung
rechnen zu dürfen. Es wäre die Abtragung einer Dankes¬
schuld für dem Staat bisher geleistete Dienste .

Ich möchte diese Angelegenheit nicht verlassen, ohne
zum Schluß noch eines besonderen Umstandes zu gedenken :
Seit Bestehen des Hardthauses , also seit 57 Jahren, ist
es ein und derselbe Hausvater , der dieser Anstalt vor¬
steht , nämlich der Inspektor Mayer . Dieser nun bald
85jährige ehrwürdige Greis trägt noch heute die schwere
Bürde seines Amts mit großer Freudigkeit, seltener Frische
und idealer Selbstaufopferung . Was dieser Mann in
seinem langen segensreichen Leben in aller Stille gewirkt
hat , ist wahrlich wert , auch hier in diesem Hause dankbar
erwähnt zu werden.

Abg . Geck (Soz .) : In der Donnerstagssitzung hat
der Herr Präsident des Ministeriums des
In n er n es für notwendig gehalten , noch einmal so eine
Art Husarenritt in das sozialdemokratische Lager zu
machen und in Erwiderung auf einige Ausführungen
meiner Parteigenossen in diesem Hause uns wieder hinzu¬
stellen als eine Partei , die , wenn sie auch im allgemeinen
die Gleichberechtigung in diesen ; Hause genießen muß ,denn doch in theoretischer Weise nicht verdient, homogen
mit den anderen politischen Parteien im badischen Land
behandelt zu werden. Der Herr Präsident des Ministe¬
riums des Innern ist sogar so weit gegangen, im An¬
schluß an das Wahlergebnis von Schopsheim - Schönau,
das nur vorhin gutgeheißen haben, wiederholt zu betonen,
daß er (vielleicht auch das Großh . Ministerium oder wer
noch dahinter maßgebend sein kann) es wohl billigt , wenn
von der sozialdemokratischen Partei ein Natio¬
nalliberaler gewählt wird . Er hat jedoch mit erhobenem
Finger zu den Nationalliberalen hinüberwinkend erklärt :
Es möge aber den bürgerlichen Parteien ja nicht ein¬
fallen , künftighin ein derartiges taktisches Verhältnis
wieder herzustellen, daß auch Sozialdemotraten im Wahl¬
kampf direkt von der bürgerlichen Seite unterstützt wer¬
den . Ich meine, wir hätten in den hinter uns liegenden
Auseinandersetzungen diese recht Prekäre Haltung vom
Ministertisch nun zur Genüge zurückgewiesen , und es
wäre in diesem Stadium unserer Beratungen überflüssig
gewesen , noch einmal den Versuch zu machen , so eine Art
platonischen Imperativ von der Ministerbank hinaus in
das Land für künftige Wahlen zu schicken. Wie die
Dinge sich im nächsten Jahre gestalten werden, darüber

reden wir dann , wenn die Not an den Mann berantretm
wird.

Der Herr Präsident des Ministeriums führte zwei Ge¬
sichtspunkte an , die seiner schweren Anklage gegen uns
die Flügel leihen. Er hat uns wiederum den Repu¬
blik a n i s m u s im sozialistischen Lager mit Flammen-

vorgezaubert , und weiter einen Griff getan in
unser theoretisches Fundament , in das Erfurter Pro-
granim , und hat als Kenner dieses Programms , als einer,der es wohl bedacht und mit Ueberlegung studiert und
genossen hat , erklärt , die Sozialdemokratie sei schon des¬
wegen zu bekämpfen, weil sie ja als revolutionäre
Partei so weit in die Existenzbedingungen des Menschen
hineingreist , daß sie sogar das Privateigentum
abschasfen will.

Was die letzteren Ausführungen anbelangt , so war ich
von vornherein davon überzeugt , daß dem Herrn Präsi¬
denten des Ministeriums des Innern ein Lapsus passiert
sein muß , daß er unmöglich der lleberzeugung sein kann,
er hätte in irgend einer dokumentarischen NiederleguW
unserer programmatischen Forderungen das gefunden
was er uns hier als wissenschaftliche Tatsache vorgebraH
hat . Ich war deswegen bemüht , noch einmal vom Alp!
bis zum Omega meinen Kautsky durchzustudieren, a
dessen interpretatorische Autorität der Herr Vertreter d
Großh . Regierung sich berufen hat . Ich muß leider
stehen , ich fand nicht , was er darin finden wollte. Ich bi
begierig , welche Ausgabe des Erfurter Pro
gram ms dem Herrn Präsidenten des Ministerium
Vorgelegen hat . Ich habe die Ausgabe von 1892 hier , uft
ich finde auf Seite 104 den 5 . Absatz des Frankfurter
Programms aufgeführt , der von der Umwandlung
der Produktion mittel des Privateigen¬
tums rn gesellschaftliche handelt . Ich darf kurz
die eine Stelle vorlesen, welche die zutreffende ist : „ddu
die Verwandlung des kapitalistischen Privateigentums
an Produktionsmitteln (Grund und Boden, Gruben uni
Bergwerke, Rohstoffe, Werkzeuge, Maschinen, Verkehrs¬
mittel ) in gesellschaftliches Eigentum und die Umwand¬
lung der Warenproduktion in sozialistische für und durch
die Gesellschaft betriebene Produktion kann es bewirken,
daß der Großbetrieb und die stets wachsende Ertragss 'ÄM
keit der gesellschaftlichen Arbeit für die bisher ausgo-
beuteten Klassen aus einer Quelle des Elends und k
Unterdrückung zu einer Quelle der höchsten Wahltag
und allseitiger harmonische Vervollkommnung werden.
Das ist der Mederschlag unserer programmatischen Be¬
strebungen und im ganzen Kommentar , den unser Theo¬
retiker Kautsky dazu gibt , finden Sie nicht eine ab¬
weichende Andeutng davon , die dahin ginge, daß der
Sozialismus auch das Privateigentum dB
Einzelnen konfiszieren, verstaatlichen, in geseÜ

'
schaftlichen Gebrauch stellen will . Es zeigt Kautsky
Verlauf seiner Ausführungen , daß es in unserem freier»
Ermessen gar nicht liegen kann, welche Eigentums¬
ordnung wir an die Stelle der bestehenden setzen wollen¬
es steht uns gar nicht frei , was wir vom vorhandenen bm
behalten und was wir über Bord werfen können . Es wir»
dann ferner auf Seite 112 gezeigt, daß das genossen '
schaftlrche Eigentum an Stelle des Privateigeb'
tums in der Produktion gemäß der ökonomischen Erw
wicklung auch von anderen Parteien erstrebt
wird . Er führt den Liberalismus , den StaatssoM
lismus und den A n a r ch i s m u s an , u . zeigt den grund¬
sätzlichen Unterschied der Anschauungen des Sozialisnrm
diesen gegenüber. Die Umgestaltung des Staats als ^
pitalistischer Unternehmer in eine sozialistische Gesellschaft
kann und wird dann eintreten , wenn die arbeiten
Klasse mit dem Besitz der politische
Macht auägestattet ist und den Staat in eine, im wese
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Uchen sich selbst genügende Wirtschaftsgenossenschaftver¬wandelt hat . Die Bildung dieser neuen Genossenschafts¬form wird etwas Unvermeidliches werden. Ein Be¬harren in der kapitalistischen Zivilisation ist fernerhinunmöglich Es heißt, entweder vorwärts zum Sozialis¬mus oder rückwärts in die Barbarei . Die Genossen-schastsform aber , wie sie endgültig sich herauskrystalli -sieren wird, läßt sich im gegenwärtigen Stadium vonkeinem Philosophen, keinem Politiker und von keinemPropheten festlegen , sie ist eine Sache der historischenEntwicklung . Man darf sich die Sache nicht so vorstellenwie bei einem Architekten , der heutzutage sein Haus bautnach einem bestimmten Plan , und es mit allen seinenEinzelheiten gewissermaßen schon zum Voraus zu Papiergebracht hat . Die Richtung ist vorgeschrieben, diesozialpolitische Wegbahnung ist geistig uns gegeben, aberdie Entwicklung , die Herstellung der F o r m ist eine Auf¬gabe der Zeit und der darin zusammenwirkenden Kräfte .So ungefähr stellt unser Programm und der Kommen¬tator desselben Kautsky, die Entwicklung zum Sozialis¬mus , zum sozialistischen Staate offiziell dar . Ich ver¬weise auch auf die neueste Ausgabe des Erfurter Pro¬gramms vom Jahre 1907, die vierte Auflage , (sie ist vonKautsky und Schönlank herausgegeben ) , wie sie zu Hun¬derttausende ins Land hinausgeht . Die Regierung findetdort auf Seite 4 folgende recht bemerkenswerte Stelle :»Was demjenigen, der die Anschauungen der Sozialdemo¬kratie noch nicht kennt, in ihrem Programm auffallendürste, ist der Umstand, daß es nicht nur keineunbe -dingte Verwerfung , sondern sogar eine be¬dingte Anerkennung des Privateigen¬tums enthält. Es fällt keinem Sozialdemokraten ein,bw unsinnige Forderung auf Abschaffung des Privat¬eigentums an den Gegenständen des persönlichen Konsumslau Perbrauchsgegenständen) zu stellen . "
.Aber auch das Privateigentum an den Produktions¬mitteln wird von der Sozialdemokratie als unter gewissenVerhältnissen berechtigt und notwendig anerkannt, undm der Tat finden wir in dem Kommentar zu unseremProgramm, daß die Enteignung der privaten Produk¬tionsmittel nur in dem Maße eintreten soll, als zunächst«er Staat genötigt ist, den bereits entwickeltenGroßbetrieb , die Bergwerke usw . . in seinen Diensttur die Gesellschaft zu stellen. Wir sehen also, daß derHerr Ministerialpräsident vollkommen im Irrtum war,üs er dem sozialdemokratischen Programm und seinemKommentator Kautsky die Unterstellung machte, wirMfften das Privateigentum in seinen ganzen Konfe¬renzen ab oder wollten es abschassen .Vollkommen richtig war die Aeußerung , daß die sozial¬demokratische Partei eine revolutionäre Partei ist,rd wir haben hier den« Herrn MinisterialpräfidentenMall gegeben. Diese Beifallsspende kann überraschen.^ kann aber versichern , daß sie eine ernsthaftedie Ironie liegt vielleicht darin , daß wir

ersten Mal hier an dieser Stelle unserenin diesem Fall demIrischen Gegnern , in diesem Fall dem Herrn^ odrnan gegenüber diesen Beifall bekunden müssen,haben noch niemals geleugnet , daß wir
k«,

"
l Evolutionäre Partei sind, aber das Wort

lj^ 'vsionär in wissenschaftlichemSinne genommen , nicht^ des vulgären Lebens , also nicht so , daß dasvolutionäre darin besteht , daß man sich am Kragen
sich gegenseitig die Gurgel zudrückt und tot-alles das , was existiert, in Grund und Boden

suchtet oder, wie es gewöhnlich von uns heißt , das
oben und das Oberste nach unten kehrt.

H^omtionär in wissenschaftlichem Sinne heißt:
^Sozialdemokratie erstrebt mit der Umänderung der

!Mstsordnung, mit der Umwandlung des Kapitalis-"l de» Sozialismus eine grundlegende Aen -
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derung der Fundamente der Gesellschaft . Sieändert das Fundament, sie baut auf einem vollständigumgearbeiteten und veränderten Boden die neue gesell¬schaftliche Ordnung auf. Das ist doch in der Welt¬geschichte nichts Neues, die ganze Kultur der Menschheit ,die ganze Entwicklung der Menschheit beruht ja aufsolchen Revolutionen, d. h. aus Ideen , die verwirklichtworden sind und wobei der bisherige Zustand sich in einenwesentlich geänderten hinübergerettet hat. Das sehen wirim Altertum , im Mittelalter. Man nennt ja die fran¬zösische Revolution des Jahres 1789 eine Revolutionnicht in dem Sinne, weil die neue Gesellschaft ihre Ge¬burt mit so und so viel Blut und Menschenopfern be-scheert bekam , vielmehr deswegen , weil der alte feudaleStaat in seinen Grundfesten , in seinem Fundament be¬seitigt und an seiner Stelle die bürgerliche moderne Ge¬sellschaft geboren worden ist . Also eine im politischen ,sozialen, wirtschaftlichen Sinne vollständige Umänderungnennt man eine revolutionäre .Das Proletariat , d. h. diejenige Klasse unsererheutigen Gesellschaft, welche die zahlreichste im Staateist und die nützlichste Schicht desselben bildet, wird undmuß zur Entwicklung gelangen .
Wir feiern heute am 24. Februar den 60 . Geburts¬tag jener Revolution in Frankreich , die dereigentliche Geburtstag der Proletarischen Organisationist , den Tag , an dem das Klassenbewußtsein des modernenProletariats, des durch den Kapitalismus erzeugten Pro¬letariats, seinen Anfang genommen hat. Damals kämpftedie Arbeiterschaft noch an der Seite des Kleinbürger¬tums und der kleinen Landbevölkerung, und insbesonderestand die Intelligenz in Frankreich damals auf derSeite des Proletariats. Sie kennen , ich brauche dasnicht auszusühren , die Lage in jener Zeit : Diekapitalistische Gesellschaft saß damals in der Personvon Louis Philipp von Orleans auf dem franzö¬sischen Thron, der Geldadel herrschte damals, es war,wo der Minister Guizot das bekannte Wort: „BereichertEuch ! " als den moralischen und unchristlichen Grundsatzin die Menschheit Frankreichs hineingeworfen hat. Dawar der große Kladderadatsch schon vorbereitet, er laglängst in der Luft . Wer ihn aber vorher prophezeite,der wurde als ein Schwachkopf oder als reif für dienächste beste Irrenanstalt verschrieen . Man hat damals,wie heute nach 60 Jahren, das Volk, das sich auf demKonkordia-Platz versammelte oder sonstwie demonstrativvon seinem Rechte Gebrauch machte , mit Säbel undmit der Flinte bearbeitet in der Ueberzeugung , dieGesellschaft steht auf sicheren Füßen. Das war am 22 .,das war am 23 . Februar , der 24. Februar in Pariszeigt uns schon, daß die Revolution über das Heer ver¬fügte. Der 24. Februar setzte den französischen Königab und proklamierte die Republik, und der erste Arbeitersaß damals in der Person des Maschinenwerkstättenar -beiters Albert im französischenMinisterium. Neber Nachtunvorbereitet kommt solch ein Kladderadatsch .Der Herr Ministerialpräsident von Bodman hat jaauch, mangels besserer Argumente, in seiner gegen unsgerichteten Rede unseren Führer August Bebel vonseiner stärksten Seite vorgeführt. „Der Herr Abg.Bebel" — so heißt es im stenographischen Bericht —„ hat ja bekanntlich den großen Kladderadatsch für einbestimmtes Jahr vorher gesagt, und als er dann indem Jahre nicht erfolgt ist, hat er seine Prophezeiungauf ein anderes Jahr wiederholt. In dem anderenJahre — das liegt auch schon hinter uns — ist dergroße Kladderadatsch auch nicht erfolgt . " Wenn mangegen einen Mann wie August Bebel nichts Schwer¬wiegenderes für die Unhaltbarkeit seiner politischen undsozialen Anschauungen Vorbringen kann als dieses ver¬altete Märchen der

Kladderadatschprophezeiung, so ist
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das sehr bedauerlich. Allein, wenn der Abg . Bebel ge¬
sagt hat, daß der große Kladderadatsch sehr bald kommen
könne, so hat er nach meiner Auffassung vollkommen
recht . Ich habe Ihnen eben an einem historischen Bei¬
spiel aus der französischen Hauptstadt vor 60 Jahren
gezeigt , wie er ^ über Nacht gekommen ist und
latent vorhanden war , ohne daß Jemand eine ' Ahnung
hatte . Sie dürfen ja nur an den 18 . März des
selben Jahres 1848 in Berlin und anderorts
denken ! Allein das Wort „ Kladderadatsch " — um das
auch noch kurz und für allemal abzutun — faßt der
Abg . Bebel so auf , daß der Kladderadatsch ein gesell¬
schaftlicher , im Staatsleben vorhandener , aus die Dauer
nicht mehr haltbarer Zustand sei , dessen Zerstörung
durch die geringste Anregung erfolgen könne . Der Herr
Ministerialpräsident von Bodman hat ja gewiß Gelegen¬
heit gehabt, im Reichstag dem berühmten Redner Bebel
oft zuzuhören, wenn er das ausführte . Bebel hat den
Kladderadatsch z . B - in Deutschland als immer latent
vorhanden hingestellt, wenn er darauf hinwies, wie die
Schuldenlast bei uns reißend gewachsen ist, wie wir bei
der 4. Milliarde Schulden angelangt sind, wie dieser Zu¬
stand einen Staatsbankerott im kaufmännischen Sinne
bedeutet , wie das Hauptkonto unserer Ausgaben durch
so und so viel hundert Millionen für Kriegszwecke dar¬
gestellt wird , wie es für Deutschland eine Lebensfrage
geworden ist, diejenige Industrie aus den Millionen und
Milliarden jährlicher Ausgaben zu unterstützen , die die
Mordwaffen erzeugt, die die Flottenpanzer herrichtet,
und wie wir nur darauf denken müssen , diese Industrie
zu kräftigen. Er hat erklärt, daß unser wirtschaftlicher
Zustand tatsächlich einem Dalles gleiche, und daß
dieser latente Kladderadatsch in akute Erscheinung
trete, wenn der geringste Anlaß vorhanden sei . Er hat
sehr oft darauf hingewiesen, jede Kriegserklärung , der nächste
Krieg fördere die Entwicklung dieses Kladderadatsches ,
d . h . dieses Zusammenbruchs unserer heutigen Herrlich
keit des Staates . Denn ein Krieg der Gegenwart
schädige den Sieger und den Besiegten, sorge überhaupt
dafür , daß keine der dabei engagierten Parteien mit
gesunder Haut davon kommt . Mit anderen Worten ,
Bebel hat mit dieser Theorie vom Kladderadatsch den
latenten Zustand unserer unheilvollen politischen und
wirtschaftlichen Situation gekennzeichnet . Und wehe dem ,
der heutzutage dazu beiträgt , einen Krieg zu entfesseln :
Es werden nicht acht Tage vorübergehen , und der
Kladderadatsch wird in den Ländern , die den Krieg
führen, zum Ausbruch gelangt sein . (Sehr richtig ! bei
den Sozialdemokraten !) Also diese wundersame politische
Melodei aus dem Liebert' schen Reichslügenverbands¬
grammophon oder aus der Gladbacher Moritaten - Dreh¬
orgelausgabe (Heiterkeit) sollten wir hier in einer ernsten
Versammlung ruhig weglassen .

Nun hat auch der Vertreter der Großh . Regierung
noch einmal den Republikanismus hervorgehoben
und auch diesen als eine Schädlingseigenschaft der
sozialdemokratischen Partei hingestellt. Die Ausführungen
meines Fraktionskollegen vr . Frank sind denn doch
derartig klar , einfach und sachlich gewesen , daß sie als
Erklärung unseres Standpunktes in der republikanischen
Frage hätten genügen müssen , und es ist von der
Ministerbank gegen die Ausführungen , die Herr Kollege
I)r . Frank gemacht hat , mit keiner Silbe erwidert wor¬
den . Ich nehme also an , daß sie auf einen fruchtbaren
Boden gefallen sind . Der Herr Kollege Venedey , der
nicht im Verdachte steht, ein Sozialdemokrat zu sein ,
hat gezeigt , daß man als bürgerlicher Abgeordneter
sehr gut für republikanische Grundsätze schwärmen kann.
Es wird vielleicht auch derjenige als ein minderwertiger
Patriot hingestellt, der das Ziel erstrebt, zunächst in
Deutschland nur eine einzige Krone zu sehen. Ich möchte

diese Theorie hier nicht entwickeln , ohne fürchten zu
müssen , daß auch diese Sorte Republikaner auf großen
Widerspruch von der Regierungsbank stoßen . Wir Sozial¬
demokraten haben es nicht notwendig , den Schwerpunkt
unserer Agitation auf den Republikanismus zu verlegen .
Auch finden Sie im Erfurter Programm garnichts , was
diese Agitation absolut notwendig macht . Mit Recht hat
Herr Kollege vr . Frank angeführt , daß Bebel selbst
erklärt habe, in einem Staat wie England könne er viel
mehr seine sozialdemokratischen Grundsätze vertreten,
als in mancher Republik der Bourgeoise. Freuen
Sie sich , daß es noch Republiken gibt, in denen auch
einmal ein aus seiner Heimat vertriebener Monarch eine
gnädige Unterkunft finden kann . (Sehr gut ! bei den
Sozialdemokraten .)

Ministerialpräsident von Bodman sprach im Anschluß
an die Schopfheimer Wahl wiederum den Grundsatz aus,
ein im badischen Staatsdienste stehender Beamter müsse
sich hüten , einen sozialdemokratischen Wahlzettel abzugeben ,
der sozialdemokratischen Partei anzugehören
Er ging sogar soweit , den bürgerlichen Parteien dieses
Hauses seine Ungehaltenheit darüber auszusprechen ,
daß sie es in der Vergangenheit gewagt haben,
für Soziakbemokraten zu stimmen und daß sie die
versteckte Absicht im Herzen tragen , in Zukunft in
dieser Todsünde zu beharren . Es hat keine von
den großen Parteien dieses Hauses Ursache , sift
dieser Moralpredigt besonders zu freuen oder zt
betrüben . Die jüngsten Tage habe uns ja wieder ge-
lehrt , daß beide großen Parteien direkt für Sozial¬
demokraten eingetreten sind . Sie vom Zentrum
haben das in letzter Zeit vergessen ( Heiterkeit) und den
Schleier der Liebe darüber gerückt ! Die Mannheimer
Volksstimme sorgte aber dafür , daß diese Mitwirkung
des Zentrums bei der Verstärkung der sozialdemokratischen
Volksvertretungen nicht in Vergessenheit komme . Aus
der anderen Seite des Hauses leugnet man die Sünde
gar nicht . Gerade vor vier Jahren , am 22 . Februar
1904. konnten wir uns hier mit dem Herrn Minister
vr . Schenkel darüber unterhalten , was die Sozial¬
demokratie in diesem Hause wert ist . Der Vertreter der
Großh . Regierung erklärte : „ Die Sozialdemokratie iß
zu einem großen Teile eine berechtigte aus
gesunden Motiven hervorgegangene Bewegung . J4
möchte daher ihre Vertreter hier im Hause nW
missen " . (Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten!
Wie anders wirkt dies Zeichen auf mich ein ! (HeiV-
keit . ) „ Die Herren Sozialdemokraten " — sagte der
Vorgänger des Herrn v . Bodman genau vor vrer
Jahren —, „ namentlich eine Anzahl hervorragender
Führer , Leute , die aus unserer Schicht, aus der Schicht
der höher Gebildeten, der Kapitalisten , hervorgegange »
sind , haben die sozialen Bedürfnisse dieser großen viel-

gegliederten Schicht ergründet ; sie haben verstanden, M
großen Teile die Angehörigen derselben um sich
scharen , und sie haben darin eine bei den Wahlen n>

Deutschland große Erfolge erzielende Partei geschaffen
Diese Partei hat sich eine durchaus richtige und er¬

strebenswerte Aufgabe gestellt , nämlich die , die untere«

Schichten unseres Volkes nicht bloß wirtschaftlich sonder«

auch in ihrer Kultur weiter emporzuheben, eine Aufgabe -
die naturgemäß nur langsam zu Erfolgen führen kauft

Wenn man unserem Streben , unserer ganzen ftallk
keit , der Erfüllung unserer programmatischen Aufgabe
ein solches Zeugnis dort vom Ministertisch ausgeM '

hat, sollte vier Jahre nachher nicht ein anderer well
Mann auf diesem Stuhle als Richter kommen und .

gegnerischen Parteien , ^wenigstens in einer Art ka

gorischen Regierungsimperativs , befehlen : „ Die Ha"

weg ! Unterstützung dürft Ihr annehmen, in Schoplye
dürft Ihr Euch wählen lassen , aber das taktische



hältnis und Zusammengehen ist nicht als Gegenseitigkeitbedeutend zu verstehen " (Heiterkeit) . Es gehört doch einenaive Auffassung von der Sozialdemokratie dazu — und
bei dem Herrn Ministerialpräsidenten v . Bodman ist sie
vorhanden —, zu verlangen , daß die Sozialdemokratie unter
solchen Umständen ein taktisches Verhältnis einzugehen hat .Niemals geizten wir darnach, von bürgerlichen Parteien
unterstützt zu we - den ; beim Zusammengehen lagenimmer ethische Momente vor : Damals , als wir das
Zentrum unterstützten, war es das direkte Wahlrecht
zum Landtage, das von jener Seite (zu den Liberalen)dem Volke verweigert wurde . Heute ist es zunächt ein¬mal das Moment , eine Mehrheit in der Kammer zuverhüten , deren Bestreben dahin gegangen wäre,Errungenschaften allgemein liberaler und kultureller Art
wieder zu beseitigen (namentlich in der Entwicklung der
Schule) und mit Hilfe der Kirche rückschrittliche Ten¬
denzen zu verwirklichen . Darin befanden wir uns viel¬
leicht im Einverständnis mit der Großh . Regierung .Die Sozialdemokratie kommt doch in dieses Haus ,und es ist kein Kraut dagegen gewachsen , solange das
Wahlrecht , das uns verfassungsmäßig garantiert ist, fort¬
besteht . Bleiben wir einmal neutral ! Kümmern wir
uns nicht um Links und nicht um Rechts ! Die Herrenvon der Regierung können ja dann erwarten , was ge¬
schieht ! Wir bringen Schwarz und wir bringen Liberalin der Toga niit . Sollte sich aber der jetzige Präsidentdes Ministeriums des Innern auf den Grundsatz seines
Vorgängers stellen : „ Gut , ich will Euch nicht vermissen,aber Ihr müßt nur aus eigener Kraft herein¬
kommen " — , dann soll mich das nur freuen, weil er
ein Anhänger der Proportionalvertretung der
Parteien ist. Was für die Gemeindevertretung gilt , das
wird er wohl auch für den Landtag gelten lassen .
(Mg. Süßkind : Sehr richtig !) Also wollen wir
einen Pakt abschließen (zum Regierungstisch ) : SchaffenSie uns die Proportionalvertretung , ich kann Ihnendie Rechnung dann heute schon vorlegen !

Die Sozialdemokratie hat sich im badischen Lande
folgendermaßen entwickelt : Am 19 . Okt . 1905 haben von384000 Wahlberechtigtenim badischen Lande 74,4 Prozent
abgestimmt ; 297344 Stimmen sind gefallen, davon erhieltdie Sozialdemokratie 50 431 . Ihr tatsächlicher Anhang im
Lande wird natürlich besser dargestellt durch das Resultatder Reichstagswahl . Bei der Reichstagswahl 1907 sind23,9 (also rund 24) Prozent sämtlicherin Baden abgegebenerStimrnen der Reichstagswähler auf die Sozialdemokratie
gefallen. Unsere 93 386 Stimmen , nahezu der vierteTeil , in einem Wahlkampf und zu einer Zeit , wo die
sogenannten Mitläufer aus eine andere Seite gestelltwurden, fallen in Baden ins Gewicht . Geben Sie uns
dieser Rechnung entsprechend den vierten Teil des
Hauses , aus den wir Anspruch haben, und Sie
dürfen sicher sein , wir rühren bei der Landtagswahl keine
Hand, wir lassen das Andere ruhig vor sich gehen. Obdas, was dabei herauskommt, den Herren von der Re¬
gierung gefällt, das wird eine andere Frage sein . Ichhalte sie für eine sehr praktische Frage .

Wie kann man es mit der Verfassung, mit den Begriffenvon geltendem Recht vereinbaren, jetzt, nachdem wir dochin der Debatte über den Fall Schäufele mit der großen
Mehrheit des Hauses über diese Frage durchaus einigwaren, wiederum zu sagen : Die Regierung hat das Recht,ihren Beamten vorzus ^chreiben , wie sie wählensollen ; die Regierung hat sogar das Recht, Beamteaus ihren Stellungen zu weisen oder sie nicht in solche
aufzunehmen, wenn sie weiß, daß sie sozialdemokratische
Gesinnung haben ? Präzis und genau sagt unsere Ver¬
fassung , daß Jeder im badischen Lande das Recht seiner
Ueberzeugung hat, daß er wegen der Betätigung seiner

Ueberzeugung nicht verfolgt werden soll . Wo nimmt eine
Regierung und wo nimmt ein Minister das Recht her,hier vor der Kammer zu erklären : „Wir werden einenBeamten , von dem wir wissen, wie er gewählt hat , zur
Rechenschaft ziehen , wir werden ihm den Brodkorb höherhängen " ! (Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Das
herrliche Beispiel wird wieder aus Preußen importiert ;das ist der FallSchellenberg , der in den Reichs¬
tagsverhandlungen der letzten Tage genügend erörtertworden ist. Dies hohe Vorbild aus dem Norden schwebtauch hier wieder der Regierung vor.Die Herren vom Zentrum verwahren sich dagegen,daß die im Verwaltungsdienst angestelltenbadischen Beamten agitatorisch tätig sind.Warum nur die Verwaltungsbeamten ? Und warum dieseauch nur dann, wenn sie im Sinne der Regierung oder
irgend einer nationalliberalen oder dem Zentrum ent¬
gegengesetzten Partei es tun ? ! (Zum Zentrum ) : Sinddenn nicht aus Ihrer Partei , aus dem Zentrum , sonn¬täglich so und so viele Staatsbeamte politisch tätig und
agitieren ? Leute , die im Eisenbahndienst angestellt sind ,bereisen als Agitatoren des Zentrums jeden Sonntagdas Land, um die gegnerischen Parteien , insbesonderedie Sozialdemokratie, mit den verwerflichsten Mitteln
herunterzusetzen . Wir sehen einen Betriebsbeamten in
Offenburg , einen Kollegen in Gengenbach und andere
zur ultramontanen Partei gehörige Beamte der Staats¬
bahn als Agitatoren die Ehre ihrer Mitbürger angreifen ,die mit ihren Steuern und Umlagen dafür sorgen , daßdiese Beamten auch ihren Gehalt zur richtigen Zeit be¬
zahlt bekommen können . Das Zentrum erhebt gegendiese Art politischer Agitation der Beamten keinen Ein¬
spruch . Nur wenn ein Arbeiter aus seiner Werkstättees wagt, in irgend einer Versammlung seiner MeinungAusdruck zu geben, da kommt 'das „ Kreuziget ihn ! "Die Großh . Regiernng hätte Wichtigeres zu tun , als
für eine schablonisierte Gesinnung der Arbeiter und Be¬amten zu sorgen . Es geht so viel Unrecht im Landevor und die Auslegung der bestehenden Gesetze in der
Verwaltung ist da und dort eine so mangelhafte , daßwir auf diesem Rhodos genug zu tanzen hätten . Wir
haben insbesondere in der Handhabung des Wahl¬rechtes und der Wahlvorschristen in BadenVieles auf dem Kerbholz .

Insbesondere aber geschehen bezüglich der Ver¬
breitung von Wahlzetteln und Flugblätternin der Wahlperiode Dinge, die uns denn doch die Aus¬
sicht geben, daß unserem Antrag auf Abschaffung desArt . 3 des Einführungsgesetzes zum Reichs -
preßgesetz Folge gegeben und jene Bestimmung nun
endlich einmal beseitigt werden sollte . Eine Strafver¬fügung des Rastatter Bezirksamts erging am 6 . November1907 gegen Georg Baumstark , Schmied von Muggen¬sturm , wegen Uebertretung des Artikels 3 jenes Gesetzes.Dem Mann , der Flugblätter verteilte, wird vorgeworfen,daß er sie von Haus zu Haus trug , ohne vorher der
Ortspolizei ein Pflichtexemplarvorgelegt und die Er laub -nis zur Verteilung eingeholt zu haben. Der Mann wird
wegen etwas bestraft , was im Gesetze garnicht vorge¬sehen ist.

Aus derselben Quelle stammt eine Verfügung vom 20 .Januar 1907 . Bei der Reichstagswahl sind in Oberndorfbei Rastatt zwei Flugblattverbreiter von der Ortspolizei¬behörde zum Bürgermeister geführt worden . Der Bürger¬meister hat von den Leuten einen Gewerbeschein verlangt(Heiterkeit .) Das Großh. Bezirksamt Rastatt bedachtejeden mit einer Strafe von 10 Mk. (Hört , hört ! bei denSozialdemokraten.) Durch Urteil vom 27 . Juni 1907wurde auch das muß ich hinzusügen — von der Straf¬kammerKarlsruhe ein Rastatter Urteil aufgehoben, welches
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6 Arbeiter in Bietigheim ebenfalls aufgrund der klaren
Bestimmungen dieses Artikels 3 des Gesetzes vom 20 . Juni
1874 bestraft hat .

Da gefällt mir schon besser der Bürgermeister von
Bollenbach im 6 . Wahlkreis , der die Flugblätterverteiler
zu sich gerufen und ihnen rundweg erklärt hat : Er ver¬
weigere überhaupt allen politischen Parteien das Aus¬
tragen von Flugblättern (Heiterkeit).

Das GewerkschaftskartellMannheim besitzt ein amtliches
Schriftstück . Darin wird ebenfalls die Erlaubnis zum
öffentlichen Verbreiten der Flugblätter gewährt
mit der Bedingung — das ist auch originell — , daß
die weggeworfenen Flugblätter sofort von den Verbreitern
wieder aufgehoben werden müssen (Heiterkerkeit ).

Ich will auch ein Beispiel aus dem Oberland anführen,
damit Licht und Schatten gleichmäßig im Lande vereilt
find. Das Bezirksamt Stockach hat am 13 . November
1907 den Heinrich Lederle aus Radolfzell aufgrund der
88 43 und 148 Ziffer 5 der Gewerbeordnung bestraft,
weil er auf öffentlicher Straße den badischen Volkskalender
gratis verteilt habe (Heiterkeit) .

Sie sehen , es ist eine große Aufgabe für das Mini¬
sterium, im Lande dafür zu sorgen, daß wir bei der
Handhabung der Gesetze gerechter behandelt werden .

Ich möchte dem Herrn Präsidenten des Ministeriums
des Innern ein ganz besonders dankbares Gebiet anem¬
pfehlen, und das ist das politisch einförmige Hanauer -
land , das Amt Kehl . Hier haben wir bei den Reichs¬
tags- und Landtagswahlen seit frühen Zeiten die schlimmsten
Erfahrungen mit der Auslegung der Gesetze gemacht .
Die Herren Bürgermeister machen sich ihre Gesetze selbst
zurecht , und es scheint mir , daß das Bezirksamt in Kehl
sehr große Schwierigkeiten mit den Herren hat. Es war früher
schon einmal nötig , einige Wahlvorstände vor die Strafkammer
zu bringen und ins Gefängnis einzusperren, um die
allgemeinen Regeln des Schutzes der geheimen Wahl,
des Wahlrechtes überhaupt, durchzufahren. Das hat aber
noch nicht die nötige Wirkung gehabt. Meine Partei¬
genoffen beobachteten in Linx, wie ein Wähler in den ab¬
gesonderten Raum hineingehen will. Die Tür öffnet sich ,wie von einer unsichtbaren Hand regiert. Er tritt hinein .
Die Betreffenden denken : „Ja , geht es denn da mit
Wunderdingen zu ? "

Sitz folgen ihm aus der Spur . Wer
steht drinnen ? Der Herr Polizeidiener (Heiterkeit) , den
Wahlumschlag in der Hand und legt einen Zettel hinein .
Er vollzieht also sein Amt als Diener der Gemeinde wunderbar
schön (Heiterkeit) . Er will nicht haben, daß die Leute sich an¬
strengenund den Zettel selbst in den Umschlagstecken (Heiterkeit ) .
Man hat sich bei dem Wahlvorsteher darüber beschwert.
Der Wahlvorsteher hat gesagt : „ Ach , wir haben ihn nur
hineingeschickt , damit er nach dem Ofenfeuer sieht . Er
soll herauskommen.

" Der Polizeidiener hat sich aber
über diese Art der Beendigung seiner Tätigkeit im Wahl¬
lokal nicht sehr erbaut gezeigt : „ Was , jetzt soll ich heraus ?
Sie haben mich ja heute morgen hineingeschickt , daß ich
den ganzen Tag drin bleiben soll " (Heiterkeit) . Er hat
jedenfalls gedacht , er werde in seinem ortsüblichen Tage¬
lohn verkürzt , wenn er den Posten nicht richtig ausfüllt.

Namentlich in Freist ett kommen bei den Gemeinde¬
wahlen die unglaublichsten Dinge vor . Dort ist man
nicht imstande, eine richtige Wählerliste aufzustellen. Die
Erscheinungen müssen der Großh . Regierung ja durch die
erhobenen Beschwerden bekannt geworden sein. Die Ord¬
nung wird erst dann hergestellt, wenn nach und nach auch
in dieser Gegend sozialdemokratische Organisationen auf¬
tauchen . Durch das Eindringen der Sozialdemokratie
kommen Gesetz und Recht in dieser ausgesucht liberalen
Gegend des Landes nach und nach zur Geltung . In
Freistett stand Einer nicht in der Wählerliste . Es
war mein Parteigenosse Hetze! . Er beschwerte sich darüber.

Der Bürgermeister entdeckt, daß der Mann keine Umlage
bezahlt hat , er erläßt einen Strafbefehl gegen den Mann,
weil derselbe sich nicht in den Steuerkataster angemeldet
habe ! Der Mann arbeitete in Kehl und bezahlte in¬
folgedessen dort seine Steuer . Das Bezirksamt mußte
zu Hilfe gerufen werden. Der Bezirksbeamte erklärt
derartige Mißgriffe seiner Bürgermeister mit der Un¬
kenntnis der Gesetze . Wenn also ein Bürgermeister das
Gesetz nicht kennt , Übertritt und Andere dadurch schädigt ,
so entschuldigt man das mit der Unkenntnis des Gesetzes ,
wenn aber ein paar Arbeiter an einem Sonntag auf der
Straße Flugblätter verteilen und eines Versehens sich
schuldig machen , dann kommen die schärfsten Strafen , da
wird mit 3 , 5 und 10 M . Strafe die Freveltat gebüßt !
Wir haben Gegenden im Lande, ich nenne besonders den
Wolfacher Bezirk, wo es den Eindruck erweckt, als sei die
Gendarmerie förmlich darauf dressiert , an den Sonntagen
die sozialistischen Flugblattverbreiter einzufangen und
massenhaft zur Anzeige zu bringen , und damit dem
mangelnden Geldvorrat des Staates einen namhaften Zu¬
schuß zu bereiten.

Zum Schluffe möchte ich nur sagen, es ist sehr not¬
wendig , daß wir uns mit der Wahrung des Rechts
im eigenen Land beschäftigen, daß vor allem unsere
Verfassung, insbesondere die klaren Bestimmungen der¬
selben , die sich auf die freie Ueberzeugung der Staats¬
bürger und ihre Integrität beziehen, von seiten der Großh .
Regierung in gewissenhaftester Weise gewahrt werde. So¬
lange nicht Ausnahmebestimmungen gegeben find , solange
nicht die Sozialdemokratie wieder unter ein besonderes
Gesetz gestellt wird , gelten für uns Alle die Bestimmungen
unseres allgemeinen Rechtes. Und ich möchte die Re¬
gierung sehen , die mit gutem Gewissen es wagen könnte ,
einem Beamten zu verbieten, daß er bei der Wahl nach
seiner Ueberzeugung wählt . Wir lassen uns das nicht
gefallen , wir werden in jeder Weise dafür sorgen, daß
diese Auffassung bekämpft wird , und wir hoffen, die Guten
im Lande ohne Unterschied der Partei auf unserer Seite
zu haben.

Der Herr Präsident des Ministeriums des Innern hat
sich dann in seinen Ausführungen noch gegen eine Rede
meines Kollegen Kolb gewendet. Ich kenne diese Aus¬
führungen nicht , und es wird Sache des Kollegen Kolb
sein, darauf zu erwidern .

Im übrigen schrecken uns die Anschauungen, die von
der Ministerbank erklungen sind , nicht und werden auch
nicht dazu beitragen , irgend welchen vernünftig denken¬
den Menschen dazu zu verleiten , anzunehmen, daß die
Sozialdemokratie revolutionär in dem Sinne ist, daß sie
Bomben wirft , Kaffen bestiehlt , eine Masse Menschen
umbringt usw. Das find nicht die Ziele der Sozial¬
demokratie , das hängt auch gar nicht mit ihren Ten¬
denzen und mit ihrer taktischen Richtung zusammen. Wer
gemordet hat , wer Könige umgebracht hat , sei eS in
Serbien oder Portugal , wer Terrorismus verübte in
früheren Zeiten , in Revolutionen, wer in Rußland ins¬
besondere den Massenmord der Bürger auf dem Ge¬
wissen hat , das weiß man heute schon aus der
Geschichte , oder es wird die Geschichte der Zukunft
uns noch deutlicher belehren. Die Mittel werden stets
gewählt nach der Art des Vorgehens der Herrschenden .
Wo gesetzlich, verfassungsmäßig regiert wird , wo das
Volk nicht dazu genötigt wird , das Wahlrecht zu verlieren,
weil irgend eine Minderheit im Staate das verlangt
(der Herr Minister exemplifizierte auf Sachsen , ich
müßte sehr bedauern, wenn er das als ein erstrebenswertes
Ziel auch für Baden im Auge gehabt hätte) , da , wo
man insbesondere die große Masse des Volkes als den
Kern des Staates betrachtet , ihre Rechte als Rechte , die
vor allen zu wahren find , hochgehalten werden, da wird



es in der Entwickelung so fortschreiten , wie wir es wünschen.Kommt es anders , so ist das nicht unsere Schuld . Die
Verantwortung trifft immer die , die sich der Gesetzlichkeitund dem Fortschritt in den Weg gestellt haben (Beifallbei den Sozialdemokraten.)

Präsident des Ministeriums des Innern Wirkt Geh.Rat Frh . von und zu Bodman : Wenn in der Tatdie Sozialdemokratie den festen Willen hat , in derBahn des Gesetzes zu bleiben, so kann das Jeden , derin verantwortungsvoller Stellung sich befindet, nur mit
Befriedigung erfüllen. Ich bin auch weit davon entferntund habe wohl durch keines meiner Worte zu eineranderen Auffassung Anlaß gegeben, einer Ausnahme¬gesetzgebung das Wort zu reden. Es ist nicht richtig,wenn hier behauptet wurde, daß ich gesagt hätte, manmüßte die Sozialdemokratie auf jede Weise bekämpfen .Ich habe mich auf die Frage der Bekämpfung oder des
Gewährenlassens der Sozialdemokratie hier nicht einge¬lassen , habe vielmehr ganz bestimmt gesagt, in welcherBeziehung man meines Erachtens einen Unterschiedgegenüber der Sozialdemokratie machen muß , nämlichim Staatsdienst und im Verhalten der bürgerlichenParteien

Was den Staatsdienst betrifft, so hat gegenüber meiner
Ansicht, daß ein Sozialdemokrat nicht Staats¬beamter sein kann, der Herr Abg. Geck sich wiederumaus die Verfassung berufen, und er hat mir , wenn auchm der Form in durchaus gemäßigter Weise , was ichanerkenne , doch wiederum hier den Vorwurf gemacht ,daß meine Auffassung verfassungswidrig sei . Ich kennekeine Bestimmung der Verfassung, die vorschreibt , daßJeder ohne Ansehen seiner politischen Gesinnung einAnrecht darauf hat, Staatsbeamter zu sein (Unruhe beiden Sozialdemokraten) . Die Verfassung sagt, daß Jederohne Unterschied der Religion Anspruch auf Zivil¬und Militärstellen hat . Es darf also Niemand wegenseines Religionsbekenntnisses von der Staats¬beamtenschaft ausgeschlossen werden. Diese Bestimmunghat sich ergeben aus den Religionskäurpsen, aus den

Toleranzbestrebungen, aus der Tatsache, daß früher derGrundsatz galt : „ Lujus reZio , ejus religio, " und dem¬zufolge auch in einem Staat mit katholischem Herrschernur ein Katholik und in einem Staat , dessen Hauptprotestantisch war , nur ein Protestant Staatsbeamter seindurfte . Bis 1849 lautete die Bestimmung , daß die Ange¬hörigen aller drei christlichen Konfessionen den gleichenAnspruch auf Staatsstellen haben . Auch davon steht nichtsin der Verfassung, daß Jedem die Freiheit seiner politischenUeberzeugung verbürgt sei . Wenn aber auch das letzterein der Verfassung stünde , so würde das nicht ausschlie¬ßen, bei dem Einzelnen zu prüfen , ob er nach seinerPolitischen Ueberzeugung sich eignet, ein Diener desStaates zu sein . Ich habe nicht gesagt, daß einStaatsbeamter nicht sozialdemokratisch wählen darf , ichhabe gesagt , ein Sozialdemokrat kann nicht Staatsbe¬amter sein . Die Staatsregierung wird nicht nachforschen ,wie der Einzelne gewählt hat , sie wird nicht der Gesinnungnachforschen, aber wenn einer seine sozialdemokratischeGesinnung bekundet , dann ist die Staatsregierung aller-bings der Ansicht, daß dieser nicht im Staatsdienst ver¬bleiben kann (Lachen bei den Sozialdemokraten ) . Ichglaube, was der Herr Abg. Geck heute gesagt hat , dasbestätigt nur aufs neue, wie richtig diese meine Auffas-chng ist . Er hat offen gesagt, daß die Sozialdemokratiekme revolutionäre Partei sei . Er hat zwar gesagt,sei das nicht in dem Sinne , daß sie nun einen Hand¬lich machen wolle , daß sie alles zu unterst und zu oberst
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kehren wolle , sondern sie sei das in dem Sinne , daß sieeine völlige Umwandlung der vorhandenen wirtschaftlichenVerhältnisse, eine Umwandlung des Kapitalismus in denSozialismus erstrebe . Er hat aber gleich nachher, alser die Geschichte von dem Kladderadatsch als ein Märchenbezeichnete, ausgeführt , Bebel habe, wenn er das gesagthabe, ganz recht gehabt, denn derartige Ereignisse könn¬ten plötzlich kommen , es sei bei der Februarrevolutionin einer Nacht der Umschwung erfolgt, und das könneauch bei uns geschehen. Er hat auch auf die AusführungenBebels hingewiesen , wonach unser Staatswesen ein soverrottetes ist, daß in der Tat dieser Zusammenbruchjeden Tag erfolgen kann, und er hat insbesondere gesagt,daß, wenn ein Krieg ausbricht, es keine acht Tage gehenwird, ohne daß dieser Zusammenbruch erfolgt . Washeißt denn das anders , als daß, wenn ein Krieg aus¬bricht, dann hinter dem Rücken der Armee eine Volks¬erhebung stattfinden soll , und daß das von Ihrer Seitebegrüßt wird, da es zu der Verwirklichung Ihrer Zieleführt ? Das stimmt auch ganz überein mit dem , wasIhr Genosse Kautsky in dieser Beziehung dargelegt hat .Ihr Genosse Kautsky , auf dessen Buch über dasErfurter Programm Sie sich berufen haben , hat inseinem Buche „ Die soziale Revolution " des näheren aus¬geführt, wie die Umwandlung des privaten in gesell¬schaftliches Eigentum nicht möglich sei durch Reformensondern nur auf dem Wege der Revolution . Ersagt in dieser Beziehung u . a . folgendes (auf Seite 51der zweiten Auflage der erwähnten Schrift ) : „ Dersoziale Friede innerhalb der kapitalistischen Produktions¬weise ist eine Utopie, die aus sehr realen Bedürfnissender Intelligenz herausgewachsen ist , aöer in der Wirk¬lichkeit keine Stützpunkte zu ihrer Verwirklichung findet.Und nicht minder eine Utopie ist das unmerkliche Hinein¬wachsen des Kapitalismus in den Sozialismus . " Alsodas , was der Herr Abg . Kolb uns neulich ausgesührthat , daß wir ganz unmerklich in den Sozialismushineinwachsen , das bezeichnet hier der Genosse Kautskyals eine Utopie ! Er sagt daun , daß soziale Reformenund das Erstarken der proletarischen Organisationen dieRevolution nicht verhindern können, „ sie können höchstensbewirken , daß der Klassenkampf gegen das Kapital bei denhöher entwickelten Schichten des kämpfenden Proletariatsaus einem Kampf um die ersten Bedingungen des Da¬seins ein Kampf um die Macht wird "
. Er untersuchtdann , wie diese Revolution sich vollziehen wird ; mankönne das nicht mit Bestimmtheit sagen, aber eines seisicher, die Revolution würde jedenfalls ganz anders aus -sehen als alle ihre Vorgänger . Er erörtert sodann dieverschiedenen Ursachen und verschiedenen Arten der Revo¬lution . Die konimende Revolution dürfte mehr denCharakter des Kampfes eines Teils der Bevölkerunggegen den übrigen Teil, also mehr den Charakter eineslangdauernden Bürgerkrieges tragen, dabei dürfe manaber sich den Bürgerkrieg sich nicht vorstellen wie diefrüheren, als eine Kette von Metzeleien usw ., er fügtaber hinzu, daß allerdings die Erfahrungen in Rußlandbewiesen , „ daß gegenüber einer desorganisierten Armeeder Barrikadenkampf immer noch wirksam sein kann alsMittel , die Zersetzung der Armee den Truppen selbst zumBewußtsein zu bringen und dadurch ihre Disziplin zurvölligen Auflösungzu bringen"

. Ich erinnere Sie gegenüberdiesem Satz an die antimilitaristischen Bestrebungen , diedoch auch in Ihren Reihen bestehen, wenn Sie sie auch nichtin der Weise wollen und in der Weise sie auch ausdrücklichabgewiesen haben, wie sie in Frankreich von Hervs ge¬leitet werden. Es heißt dann bei Kautsky weiter, auchdie Finanznot könnte eine solche Revolution herbeiführen .Auch von den Mitteln der Revolution wird gesprochen



und der Streik als ein sehr wirksames Mittel bezeichnet.
Er verwirft allerdings den Generalstreik, das sei unsinnig,
denn er könne nur kurze Zeit dauern , das Proletariat
müsse selber darunter leiden , sodaß er , gerade wenn er
wirksam werden solle, zusammenbreche. Er meint aber,
daß der Streik im übrigen , daß der politische Streik ein
sehr wirksames Ergänzungsmittel der übrigen Kampf¬
mittel sein werde . Er spricht dann auch vom Krieg, und
das erinnert an das , was der Herr Abg . Geck gesagt
hat . Er sagt : Ein Krieg könne sehr wohl eine solche
Revolution herbeiführen . Wenn der Krieg ausbräche, io
müßten entweder die herrschenden Klassen dem Proletariat »
Zugeständnisse machen , damit sich dieses gut schlage, oder ,
wenn sie das nicht täten , dann sei zu erwarten , daß der
Krieg mit einer Niederlage ende, und dann sei der Boden
für die Revolution gegeben . Es erinnert das an den
Ausspruch Bebels , den er in Amsterdam getan hat , daß
er es mit Freuden begrüßen würde, wenn Deutschland
ein Sedan erleiden und dadurch zu einem Umschwung
kommen würde (Widerspruch bei den Sozialdemokraten ) .
Sie sagen, das sei nicht richtig . Es ist mir bisher nicht
bekannt geworden, daß das in Abrede gestellt wurde.
Der Reichskanzler hat es im Reichstag Bebel entgegen¬
gehalten. (Abg . vr . Frank : Es ist sofort richtiggestellt
worden !) Wenn das so ist, so kann ich natürlich diese
Bemerkung nicht aufrechterhalten.

Es ist dann endlich in dieser Schrift auch gesagt ,
daß „ die russische Revolution der Ausgangspunkt zu
einer Reihe revolutionärer Kämpfe werden kann, die
immer gewaltiger anschwellen , die Nationen Europas
und Amerikas erschüttern, und in einer großen, inter¬
nationalen proletarischen Revolution mit unabsehbaren
Konsequenzen münden " .

Er erörtert dann nochmals die Frage des friedlichen
Fortschreitens zum Sozialismus und sagt : „ So er¬
freulich das wäre , ich sehe leider keine Möglichkeit , diese
Ansicht zu akzeptieren. Das Größte und Schwerste, der
Kampf um die politische Macht , liegt noch vor uns ,
er wird nur in einem langen und harten Ringen ent¬
schieden werden, in dem wir alle unsere Kräfte aufs
Aeußerste werden anspannen müssen " .

Nun , die Aeußerungen und die Worte des Herrn Abg .
Geck von dem Ausbruch der Revolution 8 Tage nach
Beginn eines Krieges , das berechtigt mich doch wohl zu
dem Ausspruch, daß Sie eine revolutionäre Partei sind,
auch in dem Sinne , in dem ich diesen Ausspruch gebraucht
habe. Wenn Sie , die badischen Sozialdemokraten , nun
aber der Ansicht sein sollten , daß die Ziele der Sozial¬
demokratie sich auf friedlichem Wege erreichen lassen
(und die Herren Abgg. Kolb und Frank haben uns das
ja neulich auseinandergesetzt), dann kann ich das ja (ich
wiederhole das ) nur freudig begrüßen. Aber warum
reden Sie denn außer dem Hause anders als hier im
Hause? Ich habe wiederholt hingewiesen auf das , was
der Herr Abg. Kolb in dieser Beziehung gesagt hat ;
ich habe besonders hervorgehoben, daß er von „russisch
sprechen " gegenüber einer auf gesetzmäßigem Wege zustande
gekommenen Maßnahme in Sachsen geredet hat. Auch
Kautsky sagt in dieser seiner Schrift , wie er von den
Barrikadenkämpfen spricht , daß es dazu namentlich dann
kommen könnte , wenn auf gesetzmäßigem Wege das Wahl¬
recht des Proletariats , was für ihn das tägliche Brot
sei, gekürzt würde.

Der Herr Abg . Geck hat mir gegenüber auf Aeuße¬
rungen meines Herrn Amtsvorgängers über die Sozial¬
demokratie Bezug genommen. Ich glaube, es ist

' bei
jenem Anlaß gewesen , daß mein Herr Amtsvorgänger ,
nachdem er zuerst diese Anerkennung für gewisse Bestre¬

bungen und Leistungen der Sozialdemokratie ausge¬
sprochen hat , dem Sinne nach ungefähr fortgefahren
hat : Die Herren setzen aber außer dem Hause ein ganz
anderes Gesicht auf ; dort sind sie die ' Vertreter der
Revolution usw . , und das muß die Regierung sehr be¬
denklich machen , mit dieser Partei irgendwie zusammen
zu gehen .

Der Herr Abg . Geck hat weiterhin wiederholt , daß
meine Berufung auf die republikanische Gesinnung der
Herren von geringer Bedeutung sei ; es sei das alles
durch die Ausführungen des Abgeordneten Frank
widerlegt , auf sie sei vom Regierungstisch nicht erwi¬
dert worden, und man dürfe also annehmen, daß sie
auf fruchtbaren Boden gefallen seien . Ja , wenn
vom Regierungstisch nicht erwidert worden ist, so
ist das in dem Bestreben geschehen, diese Art von
Erörterung nicht fortzusetzen . Ich habe die redliche
Absicht gehabt, in eine Fortsetzung dieser Erör¬
terung nicht einzutreten . Ich hatte meinen Standpunkt
dargelegt, ich fand nicht , daß er durch die Ausführungen
des Herrn Äbg . Frank widerlegt sei , die nach meiner
Ueberzeugung auf den Kern der Sache nicht eingegangen
sind , und ich hätte nicht wiederum das Wort zu dieser
Sache ergriffen , wenn nicht der Abg . B e n e d e y mir dazu
Veranlassung gegeben hätte . Ich kann aber nur wieder¬
holen , daß der republikanischen Gesinnung gegenüber i
wohl ein Unterschied zu machen ist : ob sie lediglich theoretisch
und im Ausblick auf eine ferne Zukunft als Schwärmerei )
(wie vorhin der Herr Abg . Geck gesagt hat ) geäußert,)
wird, oder aber, ob sie sich in der Weise äußert, !
wie ich es aus seiner eigenen schriftlichen Darlegung :
gegenüber dem Herrn Abg . Kolb betont habe , daß die )
Monarchie bekämpft wird . Das ist der Schwerpunkt
der Sache , und demgegenüber, glaube ich, verschlagen )
auch die Beispiele nicht , die der Herr Abg. Frank ange-

führt hat, indem er sagte, ob man denn in Hamburg,
Bremen und Lübeck nichtmonarchische Beamte dulden
würde Ich glaube, wenn Beamte in Hamburg , Bremen
oder Lübeck sich auf den Markt stellen und erklären
würden , daß sie die Republik bekämpfen und daß sie dahin
streben , daß die Republik beseitigt und durch die
Monarchie ersetzt werde, so würde man diese Beamten -
wahrscheinlich auch nicht im Dienst der Republik duldem

Aber ich glaube nun genug über diesen Gegenstand
gesprochen zu haben . Ich glaube , wir werden und
kaum darüber verständigen , und ich kann nur wieder¬
holen : Ich habe nicht von der Hand gewiesen , mit

Ihnen zusammenzugehen, soweit das in gemeinsamer
Arbeit für des Volkes Wohl unter Aufrechterhaltung
unseres grundsätzlichen Standpunktes möglich ist ; ich
habe mich vielmehr dazu bereit erklärt . Ich habe z»

Anfang meiner Tätigkeit hier gesagt , daß ich mit Jedem
arbeiten will, der guten Willens ist, und ich habe auch
die Hoffnung ausgesprochen, daß wir auf dem Wege
freiheitlicher Entwicklung und der Betätigung in der

praktischen Arbeit für unser Volk Zusammenkommen um

auch ein Stück Weges Zusammengehen können. Men>e

Hoffnung darauf ist allerdings keine sehr große, wen
ich mir z . B . den Aufruf ansehe , der für die Wahle "

im Jahre 1905 seitens der Sozialdemokratie ergangen
wo es heißt : Es sei zwar das neue Wahlrecht, welch^
nun zum ersten Mal zur Anwendung komme , zweifelt
ein Fortschritt , leißer werde aber „dieser Fortschritt s
die Arbeiterklasse und für die ärmeren Schichten o

Bevölkerung fast völlig aufgehoben durch die l
'
chw ^

lichen Kautelen, mit denen alle jene von der Ausuvu 8

des Wahlrechts ausgeschloffen werden, welche nicht i

Jahren die badische Staatsangehörigkeit besitzen »
ini li»irti»n Steuern nicht vkZüy



konnten. Die Regierung , das Zentrum und die National¬liberalen tragen in gleicher Weise die Verantwortungfür diese , vom Hasse gegen die besitzlose Klasse diktierte
Durchlöcherung des allgemeinen, gleichen Wahlrechts . "Wenn ich solch einen Erguß leseHso ist meine Hoffnungallerdings gering, daß man durch freiheitliche Maßnahmen ,durch unausgesetzte Arbeit für die Schwächeren im Volke
dahin gelangen kann, sich ihre Anerkennung und ihr Ver¬trauen zu erwerben. Es ist doch auch ein eigentümlicherWiderspruch, wenn der Herr Abg. Frank gesagt hat , fürdie Vorurteilslosigkeit des Abg Bebel spreche, daß er ge¬sagt habe , er wolle lieber in einer Monarchie wie Eng¬land, wo die Rechte der Arbeiter respektiert werden, lebenals in einer Geldsackrepublick, und wenn wir dann hören,wie die Herren über die Zustände in unserem eigenenVaterland urteilen ! Haben Sie denn nicht volle Bürger¬rechte hier, haben Sie denn nicht im Reiche und in Badendas allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht? WerdenSie nicht behandelt als vollberechtigte Staatsbürger ?Wird nicht jede Ihrer Beschwerden auf das eingehendsteuntersucht , und wird nicht von allen beteiligten Behördenmit redlichem Streben dahin gewirkt, daß jedes Unrechtabgestellt wird? lind doch , wenn man Ihre Presse liest,wenn man Ihre Ausführungen hört , so . sollte manmeinen , daß Sie in einem Staate leben , in dem der

einzelne Angehörige des Proletariates entrechtet undunterdrückt wird, nicht nur vom Kapitalismus , sondernauch von der Regierung und von ihren Behörden !
Wenn der Herr Abg . Geck in dieser Richtung gesagthat , es sei Stoff gering vorhanden für die Regierung ,llnrecht abzustcllen , sie brauche ihre Zeit nicht darauf zuverwenden, Belehrungen über die Nützlichkeit oder Ge¬

fährlichkeit der Sozialdemokratie zu erteilen, so gebe ichIhnen ohne weiteres zu, daß wir noch viel Unrecht imLande haben. Aber was arbeiten ' wir denn von frühbis spät, was arbeiten wir denn anderes , als daß wirdahin streben , dieses Unrecht abzustellen und das Wohldes Volkes zu fördern ? Und die Zeit , die darauf ver¬wendet wird, aus Gefahren hinzuweisen, wie wir sie vonder Sozialdemokratie befürchten zu müssen glauben , diesteht in einem minimalen Verhältnis zu der Arbeit, diewir sonst verrichten! Dieser Apell an die Regierung ,daß sie ihre Tätigkeit nützlicheren Dingen zuwendenmöge, war meines Erachtens nicht angebracht.
Wenn dann auf die Flugzettelverteilung undauf das schwere Unrecht , was auf diesem Gebiete ge¬schieht , hingewiesen wurde , so ist, was der Herr Abg.Geck hier vorgebracht hat , wohl nicht von großer Be¬deutung , es sind einzelne Fälle gewesen . Wenn dasBezirksamt Rastatt z. B . Leute bestraft hat . weil sieFlugzettel von Haus zu Haus verteilt haben, so hat dasBezirksamt Rastatt gefehlt ; denn es ist nicht vorgeschrieben,daß man auch vor Verteilung eines Flugblattes vonHaus zu Haus ein Pflichtexemplar abgeben muß . MeinesWissens ist übrigens seitens des Gerichtes in dieser Be¬ziehung Remedur erfolgt. Wenn weiter das Bezirksamtverlangt hat, daß vor der Verteilung die Erlaubnis hier¬zu eingeholt werde , so ist auch hier gefehlt. Aber der¬artige Fälle werden immer abgestellt, wenn dagegen Be¬schwerde erhoben wird . Man darf alle solche Einzelfälle nichtverallgemeinern. Wir werden uns über diesen Gegen¬stand noch des eingehenderen zu unterhalten haben, undich werde dann in der Lage sein , auf Grund von Er¬hebungen im ganzen Lande Ihnen zu zeigen, daß dieZahl der Fälle , in denen überhaupt vorgegangen oder

unrichtig oder mit besonderer Härte vorgegangen wurde,eine sehr kleine ist.
Wenn dann auf die Handhabung der Wahl -

Bestimmungen im Hanauer Lande hingewiesen

wurde , so sind das ja bedauerliche Vorkommnisse, dieübrigens eines gewissen komischen Beigeschmackes nichtentbehren. Es ist ja bei der Erwähnung des Polizei¬dieners allgemeine Heiterkeit ausgebrochen. Auch der¬artige Dinge werden abgestellt , wenn sie zur Sprachegebracht werden.
Wenn mir dann vorgehalten wurde, daß ich das

Erfurter Programm nicht genügend gelesen habe,so muß ich allerdings zugeben , daß ich mich da geirrthabe . Ich habe gesagt, man wolle auch dem Landmann
seinen Acker abnehmen. Nun heißt es da allerdings ,daß die Verwandlung des kapitalistischen Privateigen¬tumes an Produktionsmitteln (Grund und Boden usw.)in Gesellschaftseigentum erstrebt werde , und es istnachher nur vom Großbetrieb die Ree . Ich habe michauch- überzeugt, daß Kautsky in seiner Schrift über „Die
soziale Revolution " , wo er eingehend erörtert , was nachder Revolution zu geschehen hat, sich dafür ausspricht ,daß die Kleinbauern und ebenso auch die Kleinbetriebebestehen bleiben sollen . Nur meint er, daß die Klein¬bauern , wenn sie sähen , wie schön die sozialistischenGroßbetriebe gedeihen , wie hohe Löhne da bezahlt werdenusw . , wohl von selber ihre Aecker Zusammenlegen uud
sich zu Genossenschaften vereinigen werden, sei es
gemeindeweisc , sei es auch unter Zusammenlegungmehrerer Gemeinden, und auf solche Weise die Gütereiner ganzen Gemarkung oder gar mehrerer Gemarkungengemeinschaftlich bewirtschaften werden. Im übrigengibt mir aber gerade das, was Kautsky sonst über dieFrage der Konfiskation oder Ablösung ausführt ,doch Anlaß , noch einmal auf das Bedenkliche der Pläneder Sozialdemokratie hinzuweisen . Es wird da ausge¬führt , ob man die Kapitalien konfiszieren solle, rmd obdie Behauptung gerechtfertigt ist, die man der Sozial¬demokratie entgegenhalt, daß sie auch die Spargroschender armen Leute konfiszieren wolle ; er sagt am Schluffe,man habe zu unterscheiden zwischen der primitiven undder verfeinerten Konfiskation, und er empfiehlt die ver¬feinerte Konfiskation . Die verfeinerte Konfiskationsoll darin bestehen : Die Kapitalien sind gegen Schuld¬verschreibungen an dm Staat , die Gemeinden, Körper¬schaften usw . abzulufern , sie sind von der Gemeinschaftzu verzinsen, von diesen Zinsen aber zieht die Gemein¬schaft Steuern ab ; es heißt da : „ Man kann alsdann dieSteuer beliebig hoch schrauben , ohne daß Steuerdefrau¬dationen möglich sind, es wird auch unmöglich, durchAuswanderung der Steuer zu entgehen usw . Unterdiesen Umständen wird es möglich , die progressive Ein¬kommens - und Vermögenssteuer so hoch zu schrauben,als man sie braucht, wenn nötig so hoch, daß es einer

Konfiskation der großen Vermögen nahe- oder gleich¬komme "
. So sieht einer der Pläne der Sozialdemokratieaus . So sieht es aus mit der Gerechtigkeit , die manvon ihr zu erwarten hat, wenn sie zur Herrschaft gelangt !

Ich glaube, es ist in der Tat angebracht, wenn Je¬mand in verantwortlicher Stellung darauf hiuweist, daßes ein sehr gefährliches Spiel mit dem Feuer ist, wennman die Revolution als etwas möglicherweise nahe Be¬vorstehendes ansieht , wenn man sie in der Beziehungwenigstens wünscht , damit das Proletariat zur Herrschaftgelangt, und wenn man Pläne enthüllt, wie dann dasProletariat diese Herrschaft gebrauchen wird . Soweitdiese Pläne bisher enthüllt worden sind , zeigen sie unseinen Sprung ins Dunkle. Die bürgerliche Gesellschaftund die Regierung haben also alle Veranlassung , dahinzu streben , daß auf dem Bo ^en des Bestehenden unserStaatswesen in freiheitlicher und in wirtschaftlicher Be¬ziehung ausgebaut wird. Soweit Ihre (zu den Sozial¬demokraten) Ziele berechtigt sind, werden sie sich auchauf dem Wege der friedlichen Enwicklung verwirklichen;
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soweit aber eine andere als eine friedliche Entwicklung
erstrebt wird, ist es gewiß die Pflicht der bürgerlichen
Parteien und der Regierung , dem entgegenzutreten.
Die Erfahrung aller politischen Bewegungen lehrt ja,
daß in den großen politischen Parteien es die radikale
Richtung ist, welche dje Oberhand gewinnt . Hoffen wir ,
daß das hier nicht der Fall sein wird , sondern daß die
„zarte Blume des Revisionismus, " von der der Herr
Abgeordnete Obkircher so schön gesprochen hat , sich zur
herrlichen Blüte entfalte (Heiterkeit) . Damit will ich
diesen Gegenstand verlassen und von einigen anderen
Punkten sprechen, die hier erörtert worden sind .

Der Herr Abg . Obkircher hat die Verordnung über
die Reibfeuerzeuge für revisionsbedürftig erklärt.
Diese Frage wird geprüft werden ; sie bedarf natürlich zu¬
nächst einer technischen Prüfung , und wenn sich dann er¬
gibt, daß die Verordnung revisionsbedürftig ist , so wird
eine solche Revision vorgenommen werden .

Der Herr Abg . Obkircher hat ferner den Wunsch
geäußert, daß bei der Eintreibung der Hundesteuer an¬
ders verfahren werde, daß bei nicht rechtzeitiger Bezahlung
derselben zunächst Mahnungen hinausgehen sollten , ehe
man straft. Auch das wird einer Prüfung unterzogen
werden . Die Frage ist nicht ganz einfach ; einmal nicht
wegen des Wortlauts des Gesetzes, sodann deshalb nicht,
weil bei anderen Steuern (bei der Weinsteuer usw .) ähn¬
liche Grundsätze bestehen ; aber sie wird geprüft werden .

Er hat dann weiter bedauert , daß im Strafverfahren
die Beteiligten nicht immer vorher gehört wer¬
den . Auch ich halte das für einen Fehler ; ich glaube,
es muß auch im polizeilichen Strafverfahren , auch in Ba¬
gatellsachen , Grundsatz sein , die Beteiligten vorher zu
hören. Ich bin sehr gern bereit , Weisung in dieser Be¬
ziehung zu erteilen.

Es hat dann der Herr Abg . Hilbert von der Not¬
wendigkeit gesprochen, bezüglich der Notschlachtungen
eine andere Regelung eintreten zu lassen ; es seien be¬
deutende Schädigungen dadurch eingetreten, daß in ge¬
wissen Fällen Tierärzte (die ja im Fall einer Notschlach¬
tung allein die Beschau vornehmen dürfen) nicht erhältlich
waren , daß sie tagelang nicht gekommen seien und das
Fleisch bis zur Beschau verdorben sei . Es wird auch das
geprüft werden . Ich wäre dem Herrn Abg . Hilbert dank¬
bar , wenn er uns die einzelnen Fälle Mitteilen wollte .

Wenn er dann weiter davon gesprochen hat , daß unser
Abdeckereigesetz sich nicht bewährt habe , und wenn
er gebeten hat, man möge von seinem weiteren Vollzüge
Umgang nehmen , so werden wir ja wohl bei der Einzel¬
beratung Veranlassung haben, uns darüber noch zu unter¬
halten , da , wie ich höre , auch von anderer Seite Ein¬
wendungen gegen dieses Gesetz erhoben werden . Ich
möchte aber nur daran erinnern , daß es sich hier um ein
Gesetz handelt — also um eine Bestimmung, die mit
Zustimmung der Stände zustandegekommen ist — , und
daß man sich zu diesem Gesetze entschlossen hat , weil man
die bisherige Art der Kadaverbeseitigung für durchaus
ungenügend gehalten hat . Wenn der Herr Abg . Hilbert
auf die Abdeckerei Unterlauchringen hingewiesen und
gesagt hat , daß dort mit einem Fehlbetrag gearbeitet
worden sei und auch noch gearbeitet werde , so möchte ich
zunächst daran erinnern , daß er selbst mitgeteilt hat . daß
Unterlauchringen im ersten Jahr mit dem Pächter schlechte
Erfahrungen gemacht hat ; das erste Jahr kann also wohl
nicht als maßgebend in Betracht gezogen werden . Ich
glaube aber weiter, daß auch die Tatsache , daß im zweiten
oder im dritten Jahre ein Fehlbetrag von 6 000 Mark
entstanden ist , allein doch noch nicht genügen würde , die
Unwirtschaftlichkeit und Unrichtigkeit des neuen Unter¬

nehmens darzutun . Man darf doch nicht vergessen, daß
die Gemeinden auch vor Errichtung dieser Anstalten Aus¬
gaben für die Abdeckerei gehabt haben ; wenn hundert
Gemeinden in einen Verband zusammengefaßt werden
und diese hundert Gemeinden vorher je 50 Mark Aus¬
gaben jährlich für die Abdeckerei gehabt haben , so macht
das einen Betrag von 5 000 Mark . So lange also der
Fehlbetrag 5 000 Mark nicht übersteigt , fahren die
Gemeinden nicht schlechter als vorher ; aber auch wenn
der Fehlbetrag 5000 Mark übersteigt, so muß man sich
doch immer fragen, ob der Mehraufwand , der nun von
den Gemeinden zu leisten ist , nicht reichlich durch die
Verbesserung des Abdeckereiwesens gegenüber dem früheren
Zustand ausgewogen wird.

Es hat dann der Herr Abg . Reifs verschiedene An¬
regungen gegeben, unter anderen die , daß die Beiträge
zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung
ähnlich wie die Umlagen, also in Raten , erhoben werden
sollten . Ob sich das machen läßt , kann so rasch nicht
beantwortet werden ; die Anregung wird aber einer
Prüfung unterzogen werden .

Er hat dann sehr richtig gesagt , daß eine wirksame
Sonntagsruhe auch eine Heiligung des Sonntags
voraussetze , und er hat geklagt , daß in dieser Beziehung
vielfach gesündigt werde . Ich wäre aber dankbar, wenn
er mir einzelne Tatsachen bezeichnen könnte , ob etwa von
den Behörden in der Handhabung der bestehenden Vor¬
schriften gefehlt worden ist ; ich bin sehr gerne bereit , dann
auch hier Abhilfe eintreten zu lassMi .

Der Herr Abg Reiff hat dann von der Peinlichkeit
der Revisionsbeamten gesprochen ; dieses Thema ist
ja früher schon von anderer Seite angeschnitten worden .
Auch ich habe mich schon manchmal gegenüber den
Revisionsbemerkungen gefragt , ob es nötig ist , jeden
Hasen aufzujagen, und ich habe auch schon gemeint, es
könnte hier etwas weniger geschehen . Aber ich glaube,
im allgemeinen wird auch seitens der Bezirksbeamten da¬
hin gewirkt , daß da nicht zu viel mit Kleinigkeiten ge¬
arbeitet wird ; und dann dürfen wir doch auch nicht ver¬
gessen , daß wir gerade dieser peinlichen Revision unserer
Gemeinde - und Sparkaffen-Rechnungen wohl einen Teil
der Blüte unserer Gemeinden verdanken . Wir haben
meines Wissens ja eine sehr viel genauere Revision, als
sie in anderen Staaten besteht ; es wäre sonst nicht mög¬
lich , daß in anderen Staaten ein Rechnungsbeamter so
viel mehr Gemeinderechnungen usw . erledigt als bei uns.
Ich meine , das Bewußtsein, daß eine so genaue Rechnungs -

abhör stattfindet, ist ein sehr wirksames Vorbeugungs¬
mittel gegen eine laxe Handhabung der Gemeindefinanzen.

Der Herr Abg . Reiff hat dann über die Annui¬
tätendarlehen gesprochen und gesagt , die Empfänger
solcher Darlehen seien häufig nicht in der Lage , die
Annuitäten zu bezahlen , und gerade für die Landwirt¬
schaft seien die Annuitäten weniger geeignet , da sie wechselnde
Erträge habe und deshalb nicht die Sicherheit biete , daß
jährlich ein bestimmter Betrag an die Kaffe abgeführt
werde . Ich halte das nicht für ein durchschlagendes Ar¬

gument gegen die Tilgungsdarlehen mit Jahreszielern -
Es hat eine lange Zeit gegeben , wo der Zinsfuß auch für
diese ländlichen Darlehen 5 Proz . gewesen ist , und eS

haben die Bauern diese 5 Proz . als Zins bezahlen
müssen . Wenn sie jetzt , bei günstigerem Zinsfuß , au-

diese 5 Proz . , aber darunter 1 Proz . für Tilgung be¬

zahlen, so wird ihnen das Wohl nicht schwerer fallen, als

wenn sie früher 5 Proz . lediglich als Zins bezah »

haben (Zurufe : Sehr richtig !) . Sie werden aber dadur«

zu einer Gesundung ihrer Verhältnisse gelangen, es wir
eine allmähliche Entschuldung der Landwirtschaft erntrere
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— meines Erachtens wohl die Häuptfrage unserer Land¬
wirtschaft . Wenn gesagt wurde , es sollten lieber die
Sparkassen jeden beliebigen Betrag annehmen, den der
Schuldner abbezahlen will, so ist diese beliebige Abbe¬
zahlung durch die Tilgungsdarlehen ^durchaus nicht aus¬
geschlossen ; meines Wissens ist auch in den Verträgenbezüglich der Tilgungsdarlehen ausdrücklich vorgesehen ,baß der Schuldner neben den Annuitäten , neben den
Jahreszielern auch beliebige andere Beträge abtragen kann.Ich glaube also , Jeder, der es mit dem Landwirt gutmeint , müßte dafür eintreten, daß diese Tilgungsdarlehenimmer weiteren Boden in der Landwirtschaft finden (Sehr-richtig ! bei den Nationalliberalen ) . Allerdings darf mandabei nicht zu rigoros verfahren ; man muß auch da ab-und zugeben können , man muß aus wirkliche NotfälleRücksicht nehmen , wo der Landwirt wirklich sein Jahres¬ziel nicht abtragen kann . Aber es können da ja auchdie Darlehenskassen eintreten, die unter anderen Be¬
dingungen und Voraussetzungen Kredit gewähren undüber derartige Notfälle Hinweghelsen .

Der Herr Abgeordnete hat dann Wünsche für dashardthaus vorgetragen. Die Verhältnisse des Hardt¬hauses werden zurzeit einer nochmaligen eingehendenPrüfung unterzogen , die Sache liegt eben - jetzt dem Mini¬sterium vor . Es wird geprüft werden , ob die Verhält¬nisse in der Tat eine weitere Hilfe erheischen, und die
Regierung wird diese Angelegenheit mit Wohlwollen be¬handeln . Mir selbst ist aus meiner früheren dienstlichenEM im Landbezirk Karlsruhe das Hardthaus alskwe wohltätige Anstalt sehr gut bekannt und auch der
hochverdiente Vorsteher dieser Anstalt als ein ehrwürdigerMann, der sein ganzes Leben dem Dienst dieser armenKinder gewidmet hat.
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Abg . Banschbach (kons .) : Ich wollte anfangs in derAllgemeinen Debatte mich nicht zum Worte melden. Imraufe der Verhandlungen hat sich aber doch so Manches'Wen , wozu ich ein kurzes Wort sprechen möchte.Die Rheinschiffahrtsabgaben find schon vielfachWrochen worden . Ich schließe mich da im allgemeinen°'n Ausführungen des Herrn 'Äbg. Schmidt-Bretten an .« ist nicht richtig , was Vonseiten der gegnerischen ParteienMgt wurde, daß nämlich durch die Schiffahrtsabgaben^ Rohmaterialien wesentlich teurer würden , denn die
bchisfahrtsabgaben machen ja nur den Bruchteil einesWiiiigs aus den Doppelzentner aus . Nach wie vor be¬
sten wir , daß der Nutzen der freien Wasserstraße in

, !^ 'r Linie dem Großkapital zugute kommt . Das Groß-Mtal ist ja leider so mächtig geworden , daß es die durchfreie Wasserstraße gebotenen Vorteile nun in seinerWNen Tasche festhalten kann . Die Lage ist , kurz gesagt ,-> Der Staat unterhält die Wasserstraßen, und einzelnewßlndustrielle haben den Nutzen davon ; alle Steuer-Mer müssen zu der Unterhaltung der Wasserstraßen bei-und nur wenige haben den Vorteil davon.
^ Die

Kleinschiffahrt , und damit meine ich besonders dieEckarschiffahrt , sollte sallerdings mit Schiffahrtsab -
nicht belastet werden , denn die kleinen Schiffe, diedem Neckar verkehren , brauchen ja nur eine Wasser-von geringer Tiefe, also keine ausgebaggerte Wasser-^ Neckarschiffahrt hat außerdem einen sehriG/^ gen Stand und mit großer Konkurrenz zu kämpfen .> vn nicht Vonseiten des Staates Mittel und Wege ge-' N werden, um der Kleinschiffahrt, d . h . der Neckar-"Er die Arme zu greifen, so wird diese inZeit dem Untergange geweiht sein . Es wird von^ «
ckarschiffahrt geklagt , daß die Eisenbahnen ihr soKonkurrenz machen; andererseits wird durch denSen Wasserstand die Neckarschiffahrt sehr oft im

»*Hris
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Laufe des Jahres unmöglich gemacht. Jedenfalls kanndie Neckarschiffahrt in dem gegenwärtigen Zustand nichtmehr weiter bleiben ; ich möchte die Großh . Regierungdringend bitten, die Interessen der Neckarschiffahrt nachMöglichkeit zu unterstützen und ihr aufzuhelfen.Mit der Besserung der Lage der mittlerenund unteren Beamten find wir gleichfalls voll undganz einverstanden . Meine Freunde und ich find jeder¬zeit für die Besserung der Verhältnisse des Beamten¬standes eingetreten .
Befremdet hat uns die Abweisung unseres Antrageswegen eines ministeriellen Hinweises an die Beamtenschaftbezüglich der Nich t b eteiligungbei denKonsumv e re inen .Bei den mittelständischen Wählern dürfte die Verwerfungunseres gutgemeinten Antrages den Eindruck Hervorrufen,daß man für ihre Lage und Klagen kein Herz und keinVerständnis habe. Leider ist die landläufige Ansicht , daßdem Mittelstende überhaupt nicht mehr zu helfen sei.Für den Beamten- und Arbeiterstand tritt man ein, aberman hat kein Verständnis und kein Herz für den gewerb¬lichen und kaufmännischen Mittelstand .

Hinsichtlich der Strafsachen bin ich der Ansicht , daßman nicht wegen jeder Lappalie strafend Vorgehen sollte ,wie das bereits verschiedene Herren Vorredner ausgeführthaben. Wenn beispielsweise der Fuhrmann seine
" Laterneoder seine Tafel mit dem Namen an den Wagen zuhängen vergißt, so sollte man zuerst mit einer Verwarnungkommen . Auch wenn die Landbewohner aus Unkenntnisoder Unwissenheit gegen die Bauordnung verstoßen , sollteman nicht gleich mit Strafen Vorgehen, denn die Leutewerden dadurch nur verbittert. Es sollte auch hier mehrin belehrender Weise den Bauenden entgegengekommenwerden.

Es muß ja anerkannt werden , daß ein großer Teil derHerren Beamten dem Publikum gegenüber höflich ist ;diese Herren haben ihren Beruf richtig erfaßt ; denn siewissen ganz genau, daß sie für das Publikum da findund nicht umgekehrt . Diese Herren haben auch immerZeit zur Auskunstserteilung und zu Belehrungen. Nurein kleiner Teil der Herren Beamten tut das Gegenteil.Ich wünsche nur, daß die Herren Minister , die selbst einBeispiel von Wohlwollen find , diesem kleineren Teile derHerren Beamten als Muster dienen möchten.Was schon von mehreren der Herren Vorredner überdas wandernde Volk gesagt wurde , das möchte ichauch voll und ganz unterstützen . Nach meiner Ansichtsollten dem wandernden Volk keine Wandergewerbescheineausgestellt werden . Denn diese Leute find eigentlich dochkeine Gewerbetreibende , sondern ihr angebliches Gewerbeist doch nur ein versteckter Bettel . In Wahrheittreiben sie alles, was verboten ist, sie fischen , siejagen, sie stehlen auch. Ich möchte die Großh. Re¬gierung dringend bitten, hier einmal grundsätzlich Wandelzu schaffen, damit die Landbevölkerung endlich von dieserPlage befreit wird.
In kultureller und wirtschaftlicher Be¬ziehung ist Vonseiten des Staates in dankenswerterWeise schon sehr viel geleistet worden . Ich sehe im BudgetGelder eingestellt für Förderung von Rechtsauskunfts¬stellen , für Gewinnung von ärztlicher und tierärztlicherHilfe, für Waldanpflanzungen, für Flußüberfahrten , fürKreis- und Landstraßen und für Wasserleitungen. Esbleibt aber trotzdem viel zu wünschen übrig, es ist noch sehrvieles verbesserungsbedürftig . Namentlich befindet sichnoch manche Gemeinde in großer Wassernvt. Ich habeselbst ein solches Beispiel voriges Jahr kennen gelernt :Ich hatte Gelegenheit , einem Dorf meines Wahlbezirkseinen Besuch abzustatten . Als es Zeit war zur Weiter¬fahrt, war kein Wasser vorhanden , um die Pferde zu
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tränken . Es war der Ort Kälbertshausen . Diese
Gemeinde ist nun eben, daran , mit dem Großh . Bezirksamt
und der Kulturinspektion in Mosbach wegen Ausarbeitung
eines Wasserleitungsprojekts in Unterhandlung zu treten ,
es wird alsdann eine Petition an die Großh . Regierung ge¬
langen , und ich möchte die Großh . Regierung schon jetzt
bitten , dieser Gemeinde einen namhaften Staatszuschuß
bewilligen zu wollen .

Es ist vom Herrn Kollegen Neuwirth darauf hin¬
gewiesen worden , daß schon seit 10 Jahren an einem
Reichsviehseuchen- Dersicherungsgesetz gegen Tuberkulose
herumgedoktert wird . Leider ist das Gesetz noch nicht
zustande gekommen . Wenn dieses Gesetz zustande kommt ,
wird es jedenfalls nur zum Vorteil der Landwirtschaft sein.

* Es ist / nir von Seiten eines Tierarztes geklagt worden ,
daß Tierärzte nicht die Berechtigung h

'aben , auch
Güterzüge zu benützen . Es sei ihm seinerzeit vorgekommen ,
daß er eine 5 ' ft Irin lange Strecke auf dem Güttftzug
habe zurücklegen müssen ; dafür habe er 3 M . Grundtaxe
und ein Billet 1 . Klasse bezahlen müssen . Die Tierärzte
sollten doch die Berechtigung haben , jeden beliebigen Zug
zu normalem Fahrpreise zu benützen . Ich möchte die
Großh . Regierung bitten , sich mit dem Eisenbahmnini -
sterium ins Benehmen zu setzen , daß den Tierärzten diese
Berechtigung gewährt wird ; denn es liegt das auch im
allgemeinen Interesse der Landwirtschaft .

Zum Schluß möchte ich dem Herrn Minist erial -
präsidenten von Bodman meine Anerkennung aus¬
sprechen. Es ist sehr erfreulich , daß der Herr Minister
den Mut hat , der revolutionären Partei entgegenzutreten .
(Lachen bei den Sozialdemokraten .) Im vorigen Landtag
hatte ich den Eindruck , daß sich um die Sozialdemokratie
gewissermaßen alles drehte . Diesmal scheint ihr ein
Damm entgegengesetzt zu werden . Es wäre auch höchste
Zeit , daß sich die Thron und Altar erhaltenden Parteien
gegen den Geist der Revolutionären fest zusammenschließm .

Abg . Gießler (Zentr .) : Einige Ausführungen des
Herrn Kollegen Geck von der sozialdemokratischen Partei
veranlassen mich, heute noch das Wort zu nehmen . Vor
allem sind es die Ausführungen , die er gegen die Zen¬
trumspartei bezüglich ihres Zusammengehens mit der
Sozialdemokratie gerichtet hat . Er hat gemeint , die
Zentrumspartei stehe grundsätzlich auf demselben Stand¬
punkt wie der Herr Minister , und nehme ihre Kenntnis
auch her aus der München -Gladbacher Moritatendrehorgel .
Die Herren empfinden es wohl außerordentlich unange¬
nehm , daß der katholische Bolksverein und seine Zentrale
in M . - Gladbach der Sozialdemokratie überall so ener¬
gisch entgegentreten , und daß die Sozialdemokratie in
der katholischen Welt einen Damm gegen ihre um -
stürzlerischen Bestrebungen findet . Zur Aufklärung ge¬
rade der breiten Massen tragen die Schriften der M . -
Gladbacher Zentrale außerordentlich viel bei und zwar nicht
durch Entstellung sondern durch Enthüllung der wahren
Ziele der Sozialdemokratie . Der Herr Kollege Geck hat
uns ja heute eine außerordentlich ideale Darstellung von
den Zielen der Sozialdemokratie gege e» und hat gemeint .
Alles könne nur durch die Entwickelung erreicht und
Alles nur durch die Entwickelung vollkommen werden ;
die Vorwürfe , die man der Sozialdemokratie mache, als
ob sie die Grundpfeiler unserer jetzigen Gesellschaft unter¬
graben und Umstürzen wolle , seien vollständig unberechtigt .
Es war eine schöne Darstellung der Blüte des Revi¬
sionismus . Aber wir sind nicht der Meinung des
Herrn Ministers , daß der Revisionismus zur vollen ,
blühenden Entfaltung kommen solle (Abg . Kolb : Das
wäre auch gefährlich für Sie !), sondern wir sind der
Ansicht, daß , wenn die revisionistischen Gedanken zur

Blüte und Frucht kommen , es eine vergiftete Frucht für
die menschliche Gesellschaft sein würde (Zustimmung im
Zentrum ) . Das Endziel ist bei den Revisionisten genau das¬
selbe wie bei den Radikalen (Sehr richtig ! von den Bänken
der Sozialdemokrane ) . Das bestätigen also die Herren selbst.
Wir haben daher auch immer nur das Endziel im Auge .
Und deswegen , weil dieses Endziel die Abschaffung dB
Privateigentums ist (wenn Sie das auch heute wieder
nicht zugeben wollen , aber die konsequente Entwicklung
Ihrer Gedanken ist es doch ), weil Sie eine revolutionäre
Partei sind und weil Sie eine Partei sind , die den
religiösen Einfluß untergräbt , deshalb sind wir gegen
Sie . Insbesondere der letztere Gesichtspunkt ist heute
ganz deutlich aus der Rede des Herrn Kollegen Geck
hervorgetreten , wenn er von der Befreiung der Schule
von der Kirche gesprochen hat . Das ist für ihn der Weg,
den religiösen Einfluß auf das Volk zu untergraben .
Nach unserer Auffassung gehört aber in die Schule die
Erziehung , und zur Erziehung gehört hauptsächlich das
Mittel der Religion (Zustimmung im Zentrum ) . i

Auf die Einzelheiten Ihres (zu der Sozialdemokratie
Programmes möchte ich mich heute nicht einlassen ;
hat ja das auch keinen großen Zweck. Nur auf die
Aeußerung des Abg . Geck bezüglich der revolutionäre
Gedanken möchte ich kurz Hinweisen . Der Herr Abg
Geck hat mit schönen Worten von der Entwicklung
der Geschichte gesprochen , er hat aber immer , wenn
einen Zeitpunkt anführte , in welchem die von ihm ge-I

schilderte Entwicklung eingetreten ist, Jahre nenm
müssen , in welchen blutige Revolutionen stattgefundeii
haben , die französische Revolution , das Jahr 1848 uft
Einer solchen Entwicklung wollen wir aber entgegen
treten , wir wollen nicht ein 1848 , und wir wollen nch
viel weniger die Jahre 1789 — 93 erleben , und deswegen
arbeiten wir mit allen Kräften gegen Sie . Wir
aus dem Standpunkt des Herrn Ministers , daß esi
Staatsbeamter nicht Sozialdemokrat sei »

solll . Wir haben schon ausgeführt , daß ein Beamter '

ja Ansichten haben kann , welche er will , er soll auä
unter Umständen sozialdemokratische Gedanken
können ; aber wenn er diese Ansichten irgendwie in
die Tat »msetzt, verträgt K sich mit dem , was er aö
Beamter dem Staat und der Gesellschaft schuldig i>t

nicht, vereinigt sich auch nicht mit den Pflichten , die §

auf Grund des Beamtengesetzes hat . Das Beamten ^
setz beruht auf der Verfassung , ein Bestandteil unssv
Verfassung ist auch unsere Monarchie . Deswegen gH
es meines Erachtens nicht an , daß ein Staatsbeamte
den Beamteneid leistet und nachher sozialdemokratW
Agitation treibt . Das widerspricht unseren übrige
Grundsätzen absolut nicht . Wir sagen , daß diejenige ^
welche auf eine Untergrabung der bestehenden Staat ' '

ordnung hin arbeiten , nicht im Dienste des Staav
selbst sein können , weil das ein Gegensatz ist, der n

ausgeglichen werden kann . Wenn jemand als Arbei
im Staatsbetrieb tätig ist, dann soll er, wie wir das ^
unserer Resolution gesagt haben , ruhig sein Bürgerreff
und sein Wahlrecht ausüben , aber er soll nicht ^
Agitation übergehen gegen denselben Staat , der ihn
schäftigt . Nur von der Agitation und von der Provoka
zur Agitation haben wir gesprochen , von allem ande
aber nicht .

Wenn wir davon gesprochen haben , daß die Beamte
der inneren Verwaltung nicht in ihrem Bezirk '

Wahlagitatoren auftreten sollen , so war das nur in .
Sinne gemeint , daß sie nicht einseit -g für eine Pa
eintreten sollen , wie das früher der Fall war .
wollen ihnen durchaus nicht das Recht beschränken,̂
Bürger aufzutreten auch im Wahlkampf , aber "
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verständlich immer in den Fctrmen , wie es Beamten an
sich geziemt , in „ angemessenen Formen " , wie der Herr -
Kollege Obkircher gesagt hat . Wenn wir das verlangt
haben , daß die Verwaltungsbeamten nicht in ihrem
eigenen Bezirk austreten sollen , so haben wir das des¬
halb getan , weil der Verwaltungsbeamte dort ein Im¬perium , weil er dort große Machtmittel hat . Diese sollendie Verwaltungsbeamten nicht einseitig zu gunsten einer
Partei verwenden dürfen , wie es früher durch das ganzeLand hindurch der Fall war ; sie sollen nicht für eine
Partei als Wahlagitator Mitarbeiten . Wir sind über¬
haupt der Meinung , daß jeder Beamte tunlichst in dem
Bezirk , in welchem er in engere amtliche Fühlung mit
der Bevölkerung kommt und sein muß , auch die Agitation
einschränkt. Ich habe es, so lange ich in einem Bezirkewar, wo ich init allen Bürgern zu tun hatte , 10 Jahrelang vermieden , überhaupt eine politische Versammlung
abzuhalten . Aus meinem politischen Standpunkt machte
ich natürlich nie einen Hehl . An der politischen Auf¬
klärungsarbeit im übrigen können sich Beamte beteiligen ,und wenn die Eisenbahnbeamten von Offenburg hinaus
gehen und agitieren in angemessener Weise , so kann mandas nicht verbieten .

Der Herr Abg . Geck hat dann im Lause feiner
Ausführungen weiter gemeint , das Zentrum fei erstin den letzten Tagen überführt worden , daß es mit der
Sozialdemokratie ein Bündnis gesucht habe .
Dieser Punkt ist die Hauptveranlaffung , weswegen ich
spreche . Wir haben schon mehr als einmal hier konsta¬tiert, daß die Zentrumsleitung und die Zentrumsparteials solche noch niemals , auch nicht im schwersten Kampfe
gegen die Nationalliberalen , mit den Sozialdemokratenein Abkommen getroffen hat . Unsere Wahlparole warimmer „ gegen die Nationalliberalen "

, weil wir ihreMacht brechen wollten , aber niemals „ für die Sozial¬demokraten "
. Wenn einzelne Wähler ihre Stimme einem

Sozialdemokraten gegeben haben , um von ihrem Wahl¬recht überhaupt Gebrauch machen zu können , so habenwir solches immer bedauert .
Es wird nun gesagt , daß wir gerade beim letztenWahlkamps Fühlung mit der Sozialdemokratie gesuchthätten , daß wir also gar keine Veranlassung hätten ,gegenüber dem Bündnis , das die nationalliberale Partei ,das der Kleinblock mit den Sozialdemokraten zum Großblock

schloß , irgend etwas zu sagen . Von vornherein ist da
doch ein Unterschied zu machen , denn es sind im letzt¬genannten Falle direkte Abmachungen auf Gegenseitigkeit
gemacht worden , was Herr Geck heute auch aus¬
drücklich bezüglich der Wahl von Schopfheim -Schönau
hervvrgehoben hat ; er hat wiederholt das Wort Gegenseitig¬keit unterstrichen und betont , daß die Sozialdemokratiemit anderen Parteien niemals zusammengehe , wenn nichteine Gegenseitigkeit verbürgt sei. Von so etwas waraber zwischen der Sozialdemokratie und uns nie¬mals die Rede . (Lachen auf der Linken ; Abg . Früh -
aus : Bayern !) Wir sind jetzt in Baden (Heiterkeit ) .Für Bayern haben wir , Herr Frühauf , das schon wie¬
derholt auseinandergesetzt (Abg . vr . Binz : Ein be¬kannter Witz ! Lachen links .) Wenn das in Bayern ge¬schehen ist — es ist übrigens nur einmal geschehen(Heiterkeit) — , so war es nur zu dem Zwecke, um das
dttekte Wahlrecht gegen die Nationalliberalen durch
zubringen .

. Wir haben den Herren von da drüben (zu den National -
liberalen ) übrigens zumeist deswegen einen Vorwurfaus dem Bündnis mit den Sozialdemokraten gemachtund das immer so hervorgehoben , weil gerade Sie die¬
sigen waren , die immer nach oben anschwärzenZollten und angeschwarzt haben , weil wir für Sozial¬

demokraten (Zurufe ; Lachen bei den Nationalliberalen )
gestimmt hätten , weil Sie gegen uns ein so großesVerbrechen daraus konstruieren wollten und nachher das¬
selbe Verbrechen , das Sie uns fälschlicherweise nachgesagthaben (Lachen bei den Nationalliberalen ), dann selbst be¬
gangen haben .

Und nun zu dem , was wegen Mannheim von der
letzten Wahl her gesagt wird ! Es soll das in der „ Volks¬
stimme " enthüllt sein, und nun steht in der „ Volks¬
stimme , daß der Herr Redakteur Bretz am dritten Tagenach der Landtagswahl bei dem verstorbenen FührerDreesbach war . Ich habe bereits den Herrn Staats¬
minister darauf aufmerksam gemacht , daß wir schon am
Freitag hier in Karlsruhe die Wahlparole festgestellt und
publiziert hatten , daß wir allein für uns Vorgehen würden .Es kann also nicht eine Sondierung vor sich gegangen seinim Auftrag der Parteileitung , weil das nicht mehr not¬
wendig , nicht mehr möglich war , weil unsere Wahlparoleschon draußen war . Ein Bündnis mit der Sozial¬demokratie abzuschließen , hatte doch keinen Sinn mehr ,nachdem wir unseren Beschluß gefaßt und vor dem
ganzen Lande publiziert hatten . Das vergessen Sieimmer , das vergißt auch die „ Frankfurter Zeitung " ,welche in einem Artikel darüber spricht . . . (Zuruf ausden Reihen der Nationalliberalen : Mosbach !) Mos¬
bach ? Das war doch im ersten Wahlgang , das könnenSie doch nicht anführen ! Also, daß diese Sondierung
unmöglich in irgend einem Auftrag der Partei geschah,das ist durch die Tatsachen festgestellt. Und wenn nunein Redakteur mit anderen Redakteuren und mit Führernanderer Parteien einmal zusammengeht und sondiert ,wie es betreffs einer Wahl gehalten werden soll, was istdenn da Besonderes daran ? Er will sich doch nur orien¬tieren , wie er nachher feine Artikel schreibt . Also der
Gang des Herrn Bretz zum Herrn Dreesbach , den er
persönlich sehr gut kannte , hat garnichts Auffälliges an sich.Dreesbach war doch von uns immer als ein außerordentlich
erfahrener Mann , als ein hochangesehener Parteiführer
angesehen , mit dem man auch über Wahlangelegenheitenvernünftig sprechen konnte . Und wenn Herren , die ein¬ander persönlich kennen , in einem solchen Augenblickeinmal zusammen die Sachlage besprechen, so ist das
gar nichts Auffälliges .

Und nun kommt der andere Fall vom Jahre 1890 !
Ich habe nicht geglaubt , daß derselbe noch einmal ange¬schnitten wird , nachdem er doch durch einen Zwischenrufvon mir und durch die Ausführungen des Herrn Neuhaus
genügend aufgeklärt worden ist. Ich habe damals schongesagt , und ich kann heute auf Grund des Materials
sagen : Es war ein gefälschtes Schriftstück , dasdamals hinaus ging . Der Beschluß des engeren Komitees ,des Provinzialkomitees , war , nicht mit den Sozialdemo¬kraten zusammen zu gehen , sondern für sich zu bleiben ,allerdings auch nicht für die Nationalliberalen einzutreten .
(Abg . vr . Obkircher : Unter keinen Umständen !) So hat die
Parole überall gelautet . Aber in dem Schriftstück steht , daßman beschlossen hätte , die Sozialdemokraten zu unterstützen .Das ist niemals ausgemacht worden ; das ist die Fälschungdaran . Die Unterschrift des Vorsitzenden ist eben vondem damaligen Schriftführer daruntergesetzt worden .Sobald das aber bekannt wurde , hat man Gegenschrittegetan . Wie und auf welche Weise die Fälschung ent¬
standen ist, das haben die Herren , die beteiligt waren ,niemals ausklären können , obwohl mancher schlimmeVerdacht da war . Und wie jener Brief in die Händeder anderen Partei gekommen ist, das ist auch nie auf¬geklärt worden . Wenn es richtig gegangen wäre , dann
hätte er an den Erstunterschriebenen , an den Vorstandzurückkommen müssen ; er ist aber nicht dahin zurückge -
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kommen , sondern in die Hände der Gegenpartei gelangt ;
sobald man aber von einem Mann der Gegenpartei
das erfahren hat, hat man sofort Gegenschritte getan.
Das kann schriftlich nachgewiesen werden, wenn
auch alle Originale > heute nicht mehr vorhanden sind .
Die Herren , die damals die Sache in der Hand gehabt
haben, sind leider größtenteils tot und können deswegen
heute nicht mehr als Zeugen auftreten . Aber diese
Fälschung muß nun einmal vor dem Lande

'
öffentlich

sestgestellt werden, damit nicht wieder, wie es letzthin
hier im Hause geschehen ist, diese alte, längst widerlegte
Geschichte aufgefrischt wird.

So verhält es sich also mit diesem angeblichen Zu¬
sammengehen des Zentrums mit der Sozialdemokratie !
Nein , wir sind niemals mit ihr zusammengegangen und
werden niemals mit ihr Zusammengehen (Lachen bei den
Liberalen), weil wir in der Grundanschauung eben ab¬
solut ihre Gegner sind und bleiben werden (Abg . vr .
Obkircher : Die bayerischen Zentrumsleute sind nicht
Gegner ! Anderer Zuruf : Bloß die Schriftführer und der
Vorsitzende !) .

Nun hat der Herr Kollege Geck auch davon ge¬
sprochen, Sie (zu den Sozialdemokraten ) würden ja doch
in dieses Haus hereinkommen, auch wenn Sie weder von
uns noch von da drüben (den Liberalen) unterstütztwürden.
Gewiß werden Sie , solange Sie eine so große Anzahl An¬
hänger haben, Hierhereinkommen. Und wenn Sie durch die
Stimmen Ihrer Anhänger hier hereinkommen, werden
wir mit Ihnen auch künftig immer sachlich Zusammen¬
arbeiten, wie wir es in der Vergangenheit getan haben.
Wir wissen auch und anerkennen das , daß auch Sie in Ihrem
Programm und in Ihren Bestrebungen vieles hahen, was
wir unterstützen können , daß Sie an der Besserung der
Schäden unserer Zeit Mitarbeiten , daß Sie vielleicht nur
zu tief hie und da die Sonde in die Schäden der Zeit
hineinlegen und dann dadurch schaden statt nützen . Aber
soweit Sie wirkliche Schäden bloßlegen, arbeiten wir mit
Ihnen , und soweit Sie richtige Mittel zur Heilung an¬
geben , arbeiten wir auch mit Ihnen . Wir lassen es uns
aber nicht nehmen, immer auch selbständig zu arbeiten
und zu bessern und unsere eigenen Wege nach jeder
Richtung zu gehen .

Was wir nicht anerkennen und was wir nicht mit¬
machen können , das ist die Art Ihrer Agitation
(worauf der Herr Minister vorhin aufmerksam gemacht
hat und worauf schon der Herr Minister Schenkel auf¬
merksam machte), die Verhetzung der Arbeiter, und die
Verhetzung der Bürger und Wähler draußen . Deswegentreten auch unsere Leute und die katholischen Arbeiter
Ihnen so gegenüber, weil diese nicht den Klassenkampf pre¬
digen wollen, sondern nur das Klassenbewußtsein, aber stets
auch das Zusammenarbeiten mit den anderen Klassen .

Sie haben gesagt . Sie würden in dieses Haus herein¬
kommen und zwar in derselben Zahl , wenn der Proporz
gälte. Ich sage nur , wenn wir das Proportional¬
wahlsystem das letzte Mal gehabt hätten , dann wären wir
auf dieser Seite nicht zu 28 sondern zu 32 Mann hier.
(Abg. vr . Frank : Schmerzlich!) Ob es das nächste Mal
so geschehen wird , wird die Wahl von 1909 zeigen . Ich
hoffe, daß die Treue der Wähler und die Zugkraft unserer
Tätigkeit, unseres Programms es uns noch ermöglichenwird, noch über die 28 hinaus zu kommen . (Heiterkeitund Zurufe seitens der Sozialdemokraten . ) Wenn
Sie (zu den Sozialdemokraten ) für sich bleiben , dann
werden wir es vielleicht sehr leicht erreichen . (Zwischen -

'
ruf.) Sie wären ja garnicht hier , Herr Ihrig ,
sondern ein Zentrumsmann , wenn die Herren für
sich geblieben wären . (Zuruf des Abg . Ihrig ; Heiterkeit ;Glocke des Präsidenten .)

r

Nun möchte ich noch auf ein Wort , das der Herr
Abg . vr . Obkircher am letzten Samstag gesprochen hat,
zurückkommen . Er hat gemeint, die Antwort des Herrn
Ministers an den Herrn Kollegen Kopf sei die Dar¬
reichung eines Glases kalten Wassers gewesen . Er hat
offenbar gemeint, es solle die Wärme , von der er im Satze
vorher gesprochen hat , bei uns dadurch abgekühlt werden,oder wir würden dadurch ernüchtert worden sein . Ein
Glas kalten Wassers ist immer erfrischend und ist immer
gesund , wenn man eine gute Konstitution hat ; und die
haben wir gottlob noch ! (Bravo ! bei den Natl .) Wir buhlen
nicht um die Liebe der Ministerbank , wir sind froh,wenn die Geschicke des Landes gerecht von dort aus ge¬
leitet werden, und deswegen brauchen wir nicht, wie das
angedeutet worden ist , etwa mit besonderer Liebe und
besonderer Wärme unsere Reden hier einzurichten. Es
scheint mir aber, daß die Darlegungen des Herrn Mini¬
sters, daß nun ein Zentrumsmann als Regierungsafsessor
in die Verwaltung ausgenommen worden sei , eher ein
Schluck kalten Wassers, wenn nicht ein kalter Wasserstrahl,
für Herrn Obkircher war , der vielleicht die Befürch¬
tung hat , daß dem einen noch viele andere Nachfolgen
können , und deshalb Vorsorgen möchte , daß das in Zu¬
kunft nicht mehr geschieht. (Abg . vr . Obkircher : Ja
freilich !)

Wir verlangen nur , daß in der Regierung alle die
Elemente, die auf dem Boden der bestehenden Ordnung
und der Verfassung stehen, Platz haben und selbstver¬
ständlich dort dann auch ihre politische Tätigkeit entfalten
können . Wenn Abg . Obkircher gesagt hat , einen partei¬
losen Mann , der gar keine persönlische Ueberzeugung hat,
wolle er nicht, so stimmen wir darin mit ihm überein ;einen solchen verlangen wir auch gar nicht ! Jeder Ver¬
waltungsbeamte soll seine politische Ueberzeugung haben !
Er soll aber als Verwaltungsbeamter nicht nachher im
Dienste einer Partei als solcher stehen und dann in
unangemessener Weise auftreten . Gerade der Umstand,
daß manche Herren Hauptagitatoren in ihren eigenen
Wahlbezirken sind, ist es , was Anstoß erregt , und was
wir bekämpfen . Wenn der Herr vr . Obkircher gemeint
hat, es müsse bei den Verwaltungsbeamten , welche als
Agitatoren aufgetreten seien , mit dem Verlust des Ver¬
trauens der Bevölkerung doch nicht so weit her sein ,
weil man ihnen ja . von unserer Seite nachgerühmt habe ,
daß sie in ihrem Bezirke sogar segensreich gewirkt
haben, da möchte ich denn doch die Frage stellen : Wie un¬
geschickt, wie mangelhaft müßte ein Berwaltungsbeamter
sein, der, wenn ihm reiche Mittel zur Verfügung stehen,
in seinem Bezirke nicht auch Segen spenden könnte
(Abg . Kopf : Sehr richtig ! ) , und nicht vieles auf
wirtschaftlichem Gebiete durchsetzen könnte ? Das
wäre allerdings ein außerordentlich schlechtes Zeugnis .
Aber man wird auch fragen können: Wäre vielleicht
in dem oder jenem Bezirke nicht noch mehr geleistetworden, wenn die verbitternde Wahlarbeit des Beamten
nicht dazu gekommen wäre , und wäre das Ver¬
trauen nicht noch viel höher gewesen ? Wir von unserer
Seite anerkennen das immer offen, was von anderer
Seite geschieht. Wenn Sie (zu den Liberalen) auch
unsere politischen Gegner sind , wir haben das , was vom
Herrn Minister vr . Schenkel und was vom Herrn
Minister Eisenlohr für das Wohl des Volkes geschehen
ist, auch hier immer unumwunden anerkannt ; trotzdem waren
wir doch die größten politischen Gegner . Jeder von uns ,
jeder Wähler und jeder einfachste Mann draußen anerkennt
die segensreiche Tätigkeit eines Verwaltungsbeamten , wenn
er auch vielleicht hundertmal die politische Arbeit des¬
selben mißbilligt . So objektiv sind wir doch aus unserer
Seite . Aber deswegen muß man es doch bedauern,
wenn der Verwaltungsbeamte einseitig in unangemessener
Weise als Agitator in Wahlarbeiten auftritt . Wir haben



1
«s doch auch früher schon wiederholt erlebt, daß nichtallzu lange nach den Wahlen Versetzungen in einzelnenBezirken vorgenommen werden mußten , nicht deswegen,weil das Vertrauen allzu stark gewachsen war, sondernweil man fürchten mußte, daß es ins Schwanken gera¬ten war . Das sollte man doch dabei nicht vergessen !Der Herr Abg . Obkircher hat gemeint, in derSchrift „Waldmichel "

sei die Reinkultur desUltramontanismus dargestellt. Ich meine, Sie (zuden Nationalliberalen ) sind über diesen Waldmichel soanfgeregt geworden (Heiterkeit bei den Nationalliberalen ),weil das böse Gewissen bei Ihnen über die Taten ge¬schlagen hat, die im Kulturkampf von Ihrer Seite ver¬übt worden sind (Sehr richtig ! beim Zentrum) , und weilSie befürchteten , daß durch die Aufklärung bei der Wahl¬arbeit — der Waldmichel war ja nur eine Wahlarbeit,ein Wahlflugblatt — die Leute zur Ueberzeugungkommen ,man müsse sich vorsehen , daß Derartiges später nicht mehrgeschehe, und deswegen bei der Partei bleiben,welche Gegner des Kulturkampfes ist. Das ist es, wasSie so sehr irritiert ! (Abg . vr . Obkircher : Was unsgar nicht irritiert !) Was hat denn der Verfasser des
„Waldmichel "

, darf ich doch heute auch einmal fragen,seitdem er hier ist , getan ? Was hat er durch seineArbeit im Lande, wo er so vielfach auftritt , getan ? Hater Veranlassung dazu gegeben , an seiner Staatstreue
irgend einen Zweifel zu hegen ? Hat er nicht unter uns
mitgearbeitet wie jeder von Ihnen ? Steht er nicht aufdem Boden der Verfassung? Und arbeitet er nicht auchan der Hebung des Wohles des Volkes mit ? (Beifall beimZentrum ?) Diese Fragen darf man wohl auch einmal

stellen ! Darnach ist der Mann zu beurteilen , was er inder Oessentlichkeit arbeitet ! (Sehr gut ! beim Zentrum.)Es macht , da will ich auch offen zu der Regierungs¬bank sprechen, wiederholt den Eindruck , als ob man glaubenmachen möchte oder darauf hoffte, es sei ein Zwiespaltbei uns im Zentrum zwischen denen , die man als An¬hänger des Waldmichel ausgibt , und zwischen Anderen,die man als „ Gemäßigt "
hinstellt. Die Spekulation istganz verfehlt ! (Beifall im Zentrum ). Wir sind in denGrundsätzen einig und haben unsere Hauptziele ,die in unserem Programm festgelegt sind ; dar¬

nach arbeiten wir alle miteinander, stehend auf der Ver¬
fassung, stehend auf dem Programm, das nur auf christ¬licher Grundlage das Wohl des Volkes fördern will , und
dieses hohe Ziel werden wir miteinander im Auge be¬halten und uns niemals trennen .Es ist aber fast Mode geworden , mit dem Worte
„Waldmichel" einen beschimpfenden Begriff zuverbinden. (Oho !) Gewiß, in dieser Anwendung kommtes wiederholt in Versammlungen und in Zeitungen vor.(Abg. vr . Binz : Da ist der Waldmichel selbst schuld !)Nein, da ist die Art und Weise , wie Sie das Werk
benützen , schuld daran und nicht der Inhalt und nochviel weniger die Person des Verfassers ! Dagegen möchte
lch doch auch einmal ein Wort sagen . Glauben Sie dennvicht, daß das bei uns verbittert und verbittern muß ,baß das draußen im Volke auch diese Wirkung hat ?Wir könnten dies ja begrüßen, wenn wir nur Wahltaktiktreiben wollten, weil wir wissen, daß dann unsere WählerZt recht fest hinter uns stehen würden ; je mehr Sie den
Waldmichel in der Art anwenden, desto mehr Leute werden
sv unsere Reihen hinübergehen, weil ihnen das zuwiderlst und zuwider werden wird. Daraus können Sie sich
Erlassen ! (Abg . vr . Binz : Freuen Sie sich doch !)
Ashalb ist es auch nicht angemessen , wenn von der
Winisterbank aus das Wort so gebraucht wird, wie ich

r Zeit seit dem letzten Landtage in sozialdemo -
Zeitungen oder dann und wann in einem

Blatte zu lesen gewöhnt war.
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Unser Standpunkt ist : Wir stehen auf der Verfassung,geben dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, wa-Gottes ist, und lassen den Spruch : „ Ehret den König !seid Untertan der Obrigkeit" auch gelten , wenn die Obrig¬keit nicht gut ist . Das werden wir immer festhalten, wiees unsere Partei überall festgehalten hat, in schlimmenTagen , auch dann, wenn es in stürmischen Zeitengegen den Thron gegangen ist . Darauf können Sie sichverlassen , daß die „ Waldmichelbauern" und die „Wald-
michelanhänger" , die auf diesen Grundsätzen stehen , ein«feste Phalanx sein werden für Thron und Altar (Leb¬hafter Beifall beim Zentrum .)

Abg . I) r . Binz (nall .) : Der Herr Abg . Gießler hateben am Schluß seiner Rede ausgerufen , die Waldmichel -
anhünger seien die berufenen Vorkämpfer für Thron undAltar ! (Abg . Dieterle : Sind sie doch !) Das wirdman wohl am besten an ihren Aussprüchen ermessen kön¬nen . und diese finden sich in sehr großer Zahl eben in demsogenannten Waldmichel. Das , was sich der Waldmichelgegenüber dein Throne geleistet hat , hätte den Herrn Abg .Gießler . — dem ich sonst ein Empfinden für das Richtigein diesen Dingen zutraue — abhalten müssen, den Wald¬michel als Kronzeugen dafür anzuführen , daß seine An¬hänger wahre Stützen des Thrones sind.

Der Herr Abg . Gießler hat den Herrn Minister in dieSchule genommen , und zwar auf einem Gebiete , das demHerrn Minister besonders naheliegen muß ; an staats¬erhaltender Gesinnung ist der Herr Abg . Gießlernach seiner Erklärung dem Herrn Minister um etlicheLängen voraus . Der Herr Minister hat in seiner heuti¬gen Rede erklärt, er würde es begrüßen , wenn das zartePslänzleiu „ Revisionismus " in der Sozialdemo¬kratie zur Blüte gelangen würde . Dem ist der HerrAbg . Gießler entgegengetreten und hat erklärt, daß dasZentrum keineswegs aus diesem Standpunkt stehe ; esbekämpfte auch den sozialdemokratischen Revisionismus ,es sei keineswegs erwünscht , daß der Revisionismus sichzur Blüte entfalte . (Abg. Kramer : Das glaube ich ! —
Heiterkeit. ) Er müsse wie der Revolutionarismus be¬kämpft werden . Der Herr Minister wird , wie auch das
ganze Hohe Haus , bemerkt haben, »vorauf diese freund¬liche Unterscheidung des Herrn Abg . Gießler hinaus will .Ans den Ausführungen des Herrn Abg . Gießler könntewohl mancher, der weniger unbefangen ist als ich, denSchluß ziehen wollen , daß der Herr Minister sich sozusagenals politischer Anhänger des Revisionismus bekannt habeund insofern einer Förderung der Sozial¬demokratie schuldig sei . (Lachen bei den Sozial¬demokraten.) Es ist klar, daß der Herr Minister das ,was ihm der Herr Abg . Gießler unterstellt , gar nicht ge¬sagt hat und nicht hat sagen wollen . Der Herr Ministerist, und wir von der nationalliberalen Partei sind selbst¬verständlich — darüber, glaube ich, wird die Sozialdemo¬kratie selbst nicht im mindesten im Zweifel sein — ,scharfe politische Gegner der Sozialdemokratie , nichtnur in ihrem extremen Flügel , sondern auch soweit siesich als Revisionismus darstellt. (Abg . Kopf : Und das

„ zarte Pflänzlein ? — Heiterkeit.) Will der Herr Abg .Gießler etwa behaupten, daß, abgesehen von der Sozial¬demokratie, in diesem Hohen Hause irgend Jemand dasEndziel der Sozialdemokratie billigt oder zu fördern ge¬neigt wäre ? Auch ein kühnerer Herr, als der Herr Abg .Gießler von der Zentrumspartei , würde eine derartigeBehauptung nicht aufstellen wollen . Daß wir die End¬ziele der Sozialdemokratie auf das schärfste bekämpfen ,wie in der Vergangenheit , so auch in Gegenwart und Zu¬kunft, das versteht sich für uns von selbst.
Wenn also der Herr Abg . Gießler seine Unterscheidung ,die er gegenüber dem Herrn Minister vorgetragen hat, mit



großer Emphase glaubte herausheben und das Zentrum
als die einzig berufene und wirklich ernste Bekämpferin
der Sozialdemokratie hinstellen zu können, so können wir
diese Meinung von^ der Zentrumspartei dem Urteile die¬
ses Hohen Hauses und der Oefsentlichkeit überlassen.

Der Herr Abg . Gießler hat auch sehr kräftige Worte
in der Richtung gefunden, daß das Zentrum kraft sei¬
ner ureigensten Grundsätze memals für ein taktisches oder
sonstiges Bündnis mit der Sozialdemokra¬
tie zu haben sei ; und er hat diesen Gedanken in ein¬
dringlicher Weise so ausgeführt , daß jedermann , der
sonst nichts über das Zentrum weiß, sich sagen mußte : In
der Tat , hier ist nun endlich die Partei gefunden, die
imstande und ernstlich gewillt ist, der Sozialdemokratie
ein- für allemal den Garaus zu machen .

Wenn es irgend eine Partei im Deut¬
schen Reiche gibt, die aus einem einheitlichen Geiste her¬
ausgewachsen ist, aus dem ultramontanen Geiste im hi¬
storischen Sinne des Wortes , so ist es das Zentrum .
(Sehr richtig !) Wenn irgend eine Partei im Deutschen
Reiche keinerlei Berechtigung Hat, sich aus den Stand¬
punkt zu stellen , daß die Politik der Partei in einem an¬
dern Bundesstaate sie nicht berühre , so ist es das Zen¬
trum . Es muß nun eigenartig anmuten , wenn der Herr
Abg . Gießler in derartiger Entrüstung , mit einer Art
„ heiliger " Entrüstung muß man sagen (Heiterkeit ; Lachen
auf Zentrumseite ) , von einer Sache spricht, die seine ja
so viel zahlreicheren Parteifreunde in Bayern tatsächlich
gemacht haben (Abg . Frühauf : Eine scheinheilige
Entrüstung ! Heiterkeit) , die mächtige Zentrumspartei in
Bayern , die ganz ungeniert bei der Reichstagswahl und
bei den Landtagswahlen mit der Sozialdemokratie Bünd¬
nisse abgeschlossen hat , so zwar , daß die Zentrumsleute in
Bayern , übrigens unter der verständnisvollen Zustim¬
mung des badischen Zentrums und seiner Presse, nicht mit
„heiliger "

, aber mit politischer Begeisterung es abgelehnt
haben, einen Mann wie den Erzbischof von Bamberg in
ihr wahltaktisches Bündnis mit der Sozialdemokratie
Hineinreden zu lassen . Und nicht nur das ! Der Füh¬
rer der badischen Zentrumspartei hat
kraft der Solidarität , die das badische Zentrum mit dem
bayerischen Zentrum verbindet , es für notwendig gehal¬
ten , im Hauptblatt der Zentrumspariei gegen das Vor¬
gehen des Erzbischofs von Bamberg Protest zu erheben.

Man sagt dem Ultramontanismus nach, nach
meiner Ueberzeugung mit vollem Recht — Tag für Tag
werden dafür neue Belege erbracht, und , wenn ich das
sage , bin ich natürlich weit entfernt , irgend einen der
Kollegen auf jener Seite des Hauses (zum Zentrum ) hier¬
zu persönlich in Beziehung zu bringen — , daß eine seiner
Haupteigenschaften die innere Unwahrhaftig¬
keit ist, und diese Unwahrhaftigkeit führt zu derarti¬
gen Widersprüchen, wie wir sie in Masse heute wieder in
den Darlegungen des Herrn Abg . Gießler haben konsta¬
tieren müssen.

Der Herr Abg . Gießler hat durch seine Ausführungen
allerdings provoziert , und ich hatte wahrhaftig nicht die
Absicht, noch einmal das Wort zu ergreifen . Wir haben
in der allgemeinen Finanzdebatte und auch im Verlauf
dieser Debatte schon über diese Mnge in der Tat eingehend
gesprochen . Aber ich freue mich jetzt, daß der Herr Abg .
Gießler in dieser Weise dem Zentrum Lorbeeren in der
Debatte glaubte einbringen zu können. Insbesondere
freue ich mich aufrichtig darüber , daß der Herr Abg . Gieß¬
ler den Waldmichel nicht abgeschüttelt, sondern ihn ' nun
ohne jeden Vorbehalt in seine und aller Zentrumsfreunde
Arme eingeschlossen hat . (Beifall bei den Sozialdemo¬
kraten .)

Ueber unsere Stellung zur Sozialdemokratie habe ich
mich heute ja nicht zum erstenmal geäußert . Hätte ich auf

die Ausführungen des Herrn Abg . Gießler nicht erwi¬
dert , so wäre in den nächsten Tagen in der Zentrums¬
presse zweifellos wieder die Behauptung zu finden ge¬
wesen , wir hätten nicht den Mut gehabt, etwas zu erwi¬
dern , oder man habe sich „gedrückt "

. Derartiges ist man bei
der Zentrumspresse gewöhnt, die immer den Einzelnen
persönlich vornimmt . Auch dem Herrn Abg. Obkir -
cher ist dieser Tage wieder dergleichen von der Presse
für Wahrheit , Freiheit und Recht widerfahren . Der Herr
Abg . Obkircher hat vollkommen zutreffend aus eine miß¬
verständliche Aeußerung des Herrn Ministers im Ver¬
lauf dieser Debatte hingewiesen, der Herr Minister hat,
wenigstens nach dem Amtlichen Bericht, ausgesprochen, er
sei der Meinung , daß ein Verwaltungsbeamter
einer besti mm ten politischen Partei nicht
angehören solle . Ich habe mir sofort gesagt und
dies aus dem Zusammenhang entnommen , daß die
Aeußerung nicht wohl den Sinn haben könne, daß ein
Verwaltungsbeamter nach der Meinung der Regierung
nicht das Recht haben soll, einer bestimmten Partei anzu¬
hören und diese seine politische Ueberzeugung auch in
den dem Beamten zukommenden Grenzen zu betätigen. ;
Aber tatsächlich war die Aueßerung des Herrn Ministers
mißverständlich, und der Herr Abg . Obkircher hat nütz
vollem Rechte auf die Sache hingewiesen. Der Herr Mi-,1
nister hat darauf eine, wie ich glaube , durchaus ein - I
wandfreie Erklärung zur Richtigstellung dieses Mißver- i
ständnisses abgegeben. s

Was tut die Zentrumspresse einem solchen Sachverhalt
gegenüber? Sie sucht den Abg. Obkircher in der be- '
kannten Manier moralisch herunterzuziehen , indem sie
ihn den Mann der Mißverständnisse nennt und dergleichen^
Ich konstatiere, daß das ein durchaus unwahrhäs¬
tig e s Manöver ist, und daß der Herr Minister viel¬
mehr Veranlassung genommen hat , den Wortlaut seiner
Rede im Sinne der Ausführungen des Herrn Abg.
Obkircher richtig zu stellen . Hoffentlich nimmt die Zen¬
trumspresse, wenn sie nicht noch ein schärferes Urteil für
sich glaubt Provozieren zu sollen , von dieser Richtigstellung
des Herrn Ministers auch in gebührender Weise Kenntnis.

Meinen früheren Ausführungen über unsere letzte Wahl-
taktik habe ich nichts beizufügen. Das Zentrum rust
unfern lieben Herrgott an , alle heiligen Pflichten dk
Religion — in Baden paßt ihm das gerade — , weü
wir mit der Sozialdemokratie 1905 das wahltaktW
Bündnis abgeschlossen haben. Wir haben gar keine»
Grund , etwas zu verschweigen. Daß wir auf An¬
zapfungen der Zentrumspresfe , die einen sehr durchsichtige»
Zweck haben, nicht überall reagieren , versteht sich von
selbst . Wir wissen ja , was das Zentrum damit erreiche»
will, und den Gefallen tun wir ihm nicht immer . Des-
halb reagieren wir nicht , auch wenn Sie (zum Zentrum
drei- , vier- und zehnmal fragen , was geschehen ist (Abg-
vr . Schofer : Sie haben aber reagiert !) . Ja , wn
geben davon Kenntnis in dem Augenblick, wo wir das
für zweckmäßig halten .

Die Ersatzwahl in Schopfheim - Schönau,
deren Ergebnis wir heute sanktioniert haben, ist wieder
angeführt worden. Wir haben bezüglich dieser ErsatzwaV
gegenüber den Herren von der Sozialdemokratie , die um
hier angesprochen haben — das geschieht nicht hemum
in der Sakristei (Heiterkeit) wie bei Ihnen — , uns dahr»
geäußert, daß nach unserer Meinung zu Verhandlung«
mit der Sozialdemokratie wegen dieser Wahl ein Aula?
nicht vorliege . Wir lehnten es also ab , Verhandlung
hierüber zu Pflegen, allerdings auch davon ausgehe""'
daß die Sozialdemokratie selbst mit sich zu Rate geh«
werde , was sie vor ihrer politischen Pflicht verantwott -
konnte . Wir haben, offen gestanden, als nahezu
verständlich angenommen , daß die Sozialdemokraten !"*
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einen Kandidaten Oswald nicht eintreten werden. Was
unsere künftige Wahltaktik anbelangt , so haben
wir uns in dieser Beziehung bereits in durchaus un¬
mißverständlicher Weise geäußert.

Wir haben erklärt , daß wir uns die Freiheit unserer
Entschließung für die Zukunft Vorbehalten. Wir haben
keinen Grund , unsere Taktik sestzulegen, wir haben keinen
Grund, in dieser Beziehung nach irgend einer Seite Zu¬
geständnisse zu machen . Auch der Großh . Regierung
gegenüber wahren wir uns die Freiheit der Entschließung
nach Maßgabe der Interessen des Landes , wie wir sie
pflichtgemäß vertreten zu müssen glauben .

Abgesehen hiervon kann ich im übrigen über den
Gang der Generaldebatte , auch was die Erklärungen des
Herrn Ministers des Innern betrifft , nur meine Be¬
friedigung aussprechen , insbesondere scheint mir die Stel¬
lung , die der Herr Minister dem Zentrum und seinen
Aspirationen gegenüber eingenommen hat , durchaus korrekt
zu sein . (Abg . Neuhaus : Auch gegenüber den Sozial¬
demokraten ?) Auch hier hat das Zentrum im Verlauf
der Debatte wieder verschiedene Wandlungen gezeigt
Widerspruch im Zentrum) , zuerst scharfe Angriffe , dann
freundliches Zunicken , dann Versuch , den Minister „aufs
Eis zu führen"

, wie der Herr Minister sich ausgedrückt
hat . Nachdem der Herr Minister diesen Verlockungen in
flmerfreimütigen und gewiß uns allen sympathischenWeise die
Mprende Antwort hat zuteil werden lassen, hat man alsbald
«usAmtrumsseite wieder andere Töne gesunden und ist nun ,- ich erblicke in dem , was der Herr Abg. Gießler vor¬

gebracht hat , „ die Krone -der Debatte " — , selbst dazu
übergegangen, dem Herrn Minister ins Gesicht zu sagen ,W das Zentrum in viel weitergehendem Maße staatser¬
baltend sei als der Herr Minister selber. (Heiterkeit, Bei¬
fall bei den Liberalen) .

Präsident des Ministeriums des Innern Wirkl . Geh .Rat Frhr . von und zn Bo dm au : Nachdem ich so¬eben im Hause vom Herrn Abg . Binz bestätigt be¬
kommen habe, was mir sonst schon mitgeteilt worden
Vörden war , daß dem Herrn Abg . Obkircher sein
Mißverständnis mir gegenüber zum Vorwurf gemacht
Verde, glaube ich dem Herrn Abg Obkircher eine
Richtigstellung schuldig zu sein. Ich habe vorgestern
ms Stenogramm meiner früheren Rede nicht zur Hand
Schabt und war der Meinung, daß ich nicht gesagt habe,«er Verwaltungsbeamte solle nicht einer bestimmten
politischen Partei angehören . Ich habe nunmehr das
Stenogramm gesehen und habe mich überzeugt , daß iches in der Tat gesagt habe . Aber ich glaube , ich habe"och durch den Ton zu erkennen gegeben, wie ich das
Anieint habe. Ich werde doch wohl gesogt haben, der"

erwaltungsbeamte soll nicht einer bestimmten
politischen Partei angehören . Ich hätte mich wohlWiger ausgedrückt , wenn ich gesagt hätte , der^«rwaltungsbeamte muß nicht einer bestimmten
politischen Partei angehören , es wird das nichto« ihm verlangt . Das habe ich jedenfalls sagen
sollen , und so war auch meine Richtigstellung von
vorgestern gemeint . Ich gebe zu, wenn ich das im^on nicht hervorgehoben habe, so lag das Mißverständ-^ für Herrn Abg . Obkircher nahe .
. Es hat sodann der Herr Abg . Gießler in Wieder -
T-ung von etwas, was der Herr Abg . Breitner schon
Aogt hat, aber unter Ausspruch eines Tadels gegen
AH, die Aeußerung nochmals besprochen, die ich über
A Zulassung eines Regierungsassessors gemacht habe.
^ vat gesagt, es sei nicht angemessen gewesen , daß ich
h5

°argelegte Frage an den Regierungsassessor gestellt
und er hat gesagt, daß Sie (zum Zentrum) alle^ demselben Boden stehen wie der „ Waldmichel " .

Wenn ich vom „ Waldmichek " gesprochen habe, so habe
ich nicht den Hmn Abg . Schofer damit bezeichnet
(ihn würde ich nicht mit diesem Wort bezeichnen , sondernmit dem ihm zukommenden Namcnj, sondern ich habe
an die Broschüre „Der Waldmichel" gedacht Ich habe
diese damals gelesen, als sie erschienen war, ich habe
sie jetzt nicht wiedergelesen. Ich habe sie aber in Er¬
innerung als eine Broschüre, die die Maßnahmen der
Regierung einschließlich ihrer höchsten Spitze in dem
Kirchenstreit oder in der Zeit des Kulturkampfes in
einem Geiste darstellt , wie wenn die Regierung
der katholischen Kirche bewußtes Unrecht getan habe und
habe tun wollen . Es wird der Regierung geradezu
böser Wille zum Vorwurf gemacht. Es kommt auch der
Ausdruck „ Wortbruch" darin vor . Ich war und bin
der Ansicht , daß Jemand, der die Maßnahmen der Re¬
gierung in jenen Jahren in diesem Geiste ansieht, der
Regierung nicht mit aufrichtiger Freude dienen kann,der Regierung, deren Männer im wesentlichen derselben
politischen Richtung angehören wie die Männer, die
damals an der Regierung gestanden haben. JeneMänner hatten ihre Ansicht über die Rechte des Staates
gegenüber der Kirche ; die Kirche hatte ihrerseits wieder
eine andere Ansicht , und diese Ansichten wurden im
Kampfe von beiden Seiten verfochten . Sie fanden aufSeiten der Regierung die Zustimmung der Stände und
ihren Ausdruck in der Gesetzgebung. Ob die Regierungimmer richtig vorgegangen ist, das steht hier nicht zur
Erörterung . Jedenfalls war aber der redliche Wille,das Gute und das Rechte zu tun, auch aus Seiten
der Regierung vorhanden . Und wenn nun eine Bro¬
schüre der Regierung diesen redlichen Willen abspricht,dann , glaube ich , ist ein Mann, der auf dem
Boden dieser Broschüre steht , nicht geeignet , dieser
Regierung in der Verwaltung , wo er ihren Standpunkt
vertreten muß und wo er überzeugt sein muß , daß er
redlich denkende Männer über sich hat, zu dienen . Wenn
die Herren (zum Zentrum ) sagen, sie stehen alle aufdem vom Abg . Gießler gekennzeichneten Standpunkt,dann müßte ich daraus den Schluß ziehen, daß von
Ihnen keiner Regierungsasseffor werden kann (Heiter¬keit) . Allein das ist nur eine akademische Frage . Sie
alle kommen ja hier nicht in Betracht.

Hierauf wird abgebrochen .

Zu persönlichen Bemerkungen erhalten dasWort
Abg . Geck (Soz .) -. Der Herr Präsident des Mini¬

steriums des Innern hat in seiner Erwiderung auf meine
Ausführungen behauptet, ich hätte gesagt, wenn jetzt ein
Krieg ausbräche, so würde derselbe nicht acht Tage währen ,es würde schon in dieser Zeit die Arbeiterschaft die Gelegen¬
heit benützen , um im Lande eine Revolution anzuzetteln , die
den Kladderadatsch herbeisühren werde. Der Herr Mini-
sterialpräsident des Innern irrt sich ; ich habe diese Be¬
hauptung nicht gemacht , auch dem Sinne nach nicht.
Nach dem Stenogramm habe ich ungefähr folgendes
gesagt : „ Unser wirtschaftlicher Zustand gleiche einemDalles , der (ich habe die Auffassung Bebels wiedergegeben)
durch einen Kladderadatsch in die äußere Erscheinungtritt , z . B . bei einem Kriegsausbruch. Ein moderner
Krieg schädige Sieger und Besiegte , er sorge überhauptdafür, daß keine der dabei engagierten Parteien mit
heiler Haut davonkomme . Wehe dem , der heutzutage den
Finger rührt, um einen Krieg zu entfesseln: Es werden
nicht acht Tage vorüber gehen , und der Kladderadatschwird in den kriegführenden Ländern von einem latenten
zu einem akuten Zustand, also zum Ausbruch gelangen .

"
Das waren meine Ausführungen . Davon, daß die Ar-
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beiterschast , die ja im Kriege selber mit unter den Ge¬
wehren steht , eine Revolution, also einen Umsturz herbei-
svhren kann, davon habe ich selbstverständlich nicht ge¬
sprochen . ^

Minister liegt , das wird nicht in Abrede gestellt weckij
können . s

Schluß der Sitzung 8 Uhr 35 Minuten abends.

Abg. vr . Schofer (Zentr .) : Nur zwei kurze Bemer¬
kungen . Das Wort „ Wortbruch"

steht nicht in der
Broschüre. Es ist ausdrücklich vermieden worden, die
ganze Konkordatsfrage darzulegen, weil sehr viele Dinge
hätten gesagt werden müssen, die speziell der Seite da
drüben (zu den Nalionalliberalen) sehr unangenehm wären.
Es hat ein hervorragender Parlamentarier, der nicht
unseren! Lande angehört , geradezu bedauert, daß die
Sache nicht dargestellt worden ist (Abg . vr . Binz : Sie
haben uns geschont ! Abg . vr . Obkircher : Wir fordern
keine Rücksichtnahme ) .

Zweitens : Der redliche Wille im subjektiven Sinn
wurde meines Wissens Niemand auf Seiten der Regierung
abgesprochen . Daß aber schwere Verletzungen und Kränkungen
der katholischen Kirche vorgekommen sind , das wird Niemand
in Abrede stellen wollen , und daß die Verantwortung
nicht lediglich auf jener Seite (zu den Liberalen) sondern
«uch an anderer Stelle , besonders auf Seiten der Herren

* Karlsruhe, 24 . Februar . 37 . öffentliche Sitzung de
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf D«
tag den 25 . Februar 1908 , vormittags 9 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Beratung des Berichts der Budgetkommistion über das

get des Grotzh . Ministeriums des Innern für die Jahre IN
und 1909 , Ausgabe Titel I bis VII , IX bis XI , XX und XU
Einnahme Titel I , II und X — Drucksache Nr . 12 — Berit
erstatte ! : Abg . Kopf (Fortsetzung ) , und damit in Verbind »,
und zwar bei Beratung von Titel IX :

1 . Begründung und Beantwortung der Interpellation ^
Abgg . Banschbach und Gen ., betreffend die Warenhausstm— Drucksache Nr . 34 — ; R

2 . Beratung des mündlichen Berichts der BudgetkommiW
über ^

a . die Petition des gemeinnützigen Vereins Jungbuj
Neckarspitze in Mannheim , Errichtung eines Spielpb
für den Stadteil Jungbusch betr . ;

I) . die Petition der Gemeinden des Deggenhausertales
Gewährung eines Staatsbeitrages zu den Kosten der
korrektion vom Jahr 1906 . Berichterstatter : Abg . Ko
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Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Vr . Otto - Wallt - TchDruck und Berta« der G . Braun scheu Hosbuchdruckerei Beide in Karlsruhe.
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